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England und der Wohlfahrtsstaat
Bilanz eines Zehnjährigen Experiments

Um es im Bilde vorwegzunehmen: Dem deutschen Besucher der Insel 
scheint die britische Nation in einer Straßenbahn zu sitzen, die sich auf 
vorgelegtem Gleis und genau bekannter Strecke mit ruhiger Gewißheit 
ihrem Ziele zubewegt.

Sicher ist es auch der britische Volkscharakter, der jenen Eindruck 
hervorruft — seine selbstgewisse Gelassenheit im Umgang mit dem Schick-
sal, die Unerschütterlichkeit seiner guten Manieren selbst in den wid-
rigsten Wechselfällen, der vor keinem Tief kapitulierende, die schärfsten 
Gegenstände entspannende und entgiftende Humor, sein Sinn für Maß 
und Form schließlich sowie seine zähe und doch so elastische Zielstrebig-
keit. Nicht minder aber verdankt dieses Land seine Ausgeglichenheit 
und Geborgenheit dem sozialen Klima des Wohlfahrtsstaates. Audi wenn 
dieser die britische Erde ganz gewiß nicht in ein Paradies verwandelt hat 
(weshalb ihm denn auch keine Lorbeerkränze gewunden werden) — er 
ist aus der britischen Existenz nicht mehr wegzudenken. In seiner Be-
jahung treffen sich Volk und Staat, die protestantischen Bekenntnisse 
und die Katholische Kirche; selbst die Parteien sind sich in seinem 
Grundsatz einig, ihr Streit reduziert sich auf sein Wie und sein Wieviel.

Einzigartige Geschlossenheit der britischen Nation

Nicht zuletzt bewirkt diese Einigkeit der Parteien die einzigartige 
Geschlossenheit der britischen Nation. Verbittert klagten die Labour-
Leute nach ihrer Wahlniederlage im vergangenen Mai, die Konservati-
ven hätten ihnen die Kleider gestohlen, während sie beim Baden waren. 
Einsichtige Konservative widersprechen diesem Vorwurf nicht; ihre Par-
teigeschichte bestätigt sie als Anwälte des jeweils Erprobten, und Ge-
wachsenen, das sie solange gegen alles Neue und Revolutionäre vertei-
digen, bis es die Probe aufs Exempel bestanden, bis es seine Tauglichkeit 
und seinen Nutzen in der Praxis bewiesen hat — von diesem Augenblick 
an aber verleiben sie es dem Verteidigungswürdigen ein (selbst wenn 
sie sich vorher seiner Einführung noch so heftig entgegengestemmt 
hatten), geben ihm den letzten Schliff und „konservieren" es. Nie war 
es die Sache der Konservativen, neue Ideen zu haben — das überließen 
sie mit steter Großzügigkeit ihren jeweiligen Opponenten, deren Ideen 
sie sich hemmungslos bemächtigten und die sie realisierten, sobald sie 
ihre Lebensfähigkeit (gerade gegen den konservativen Widerstand) 
bezeugt hatten. Mochten gestern die Liberalen, mag heute die Arbeiter-
partei der Motor der britischen Entwicklung sein, die Konservativen 
sitzen an Bremse und Steuer und — herrschen! Dank dieser Elastizität 
(die unser kontinentaler Konservativismus in hochmütiger Geringschät-
zung gern als „Opportunismus“ mißversteht) hielten sie von allen Parteien 
die längste Zeit über das Steuer der britischen Geschichte in ihren macht-
gewohnten und geschickten Händen. Lind übernahmen es auch 1951 
wieder, nachdem die Labourpartei in den ersten Nachkriegsjahren dem 
Wohlfahrtsstaat das Fundament gelegt hatte.

Mit dieser kaum bewußten Taktik folgen die Konservativen dem do-
minierenden Lebensinstinkt des britischen Volkes, das wie keine andere 

abendländische Nation auf das Bewahren und Erhalten eingestellt und 
jeglichem Extremismus abhold ist. Allein in der Not einer schweren 
Krise läßt es sich auf das Risiko eines großen Experimentes ein — um die 
Experimentatoren in Pension zu schicken, sobald sie den Karren aus dem 
Gröbsten herausmanövriert haben. Der mißtrauische Realismus der Bri-
ten vertraut dem Mann, dem er unter dem Druck der Depression eine 
neue Idee abnimmt, nicht gern deren Realisierung an. Denn er weiß, daß 
der Idealist, dem die Möglichkeit zur Verwirklichung seiner Idee ge-
geben wird, nur zu leicht zum Radikalismus und Totalitarismus entartet; 
daß er, besessen von seiner Idee, zur Vergewaltigung des Lebens neigt, 
das nur lohnt, wo die Vielheit und Mannigfaltigkeit seiner Wurzeln sich 
im freien Wachstum entfalten können. Hinzu kommt ein anderes briti-
sches Mißtrauen: das unausrottbare Mißtrauen vor der Zusammenballung 
der Macht in einer Hand, das England als erste Nation auf den Weg 
der Demokratie, das heißt auf die „Teilung der Gewalten“ verwies; eben

sie heißt den Engländer auch, auf einer Arbeitsteilung von Idee und Reali-
sation zu bestehen.

Die Geschichte des britischen Wohlfahrtsstaates gefällt sich noch in 
einer anderen Pikanterie. Wenn ihn die Labourparty ausbrütete und die 
Konservativen nun für seine Festigung und Konservierung sorgen, das 
Ei des Wohlfahrtsstaates haben nicht sie gelegt, sondern die Erzliberalen 
Keynes und Beveridge. Keynes (als Theoretiker der Vollbeschäftigung) 
und Beveridge (der Architekt des Wohlfahrtsstaates im engeren und 
eigentlichen Sinn) handelten unter dem Gebot, das ethische Gedankengut 
des Liberalismus nur in sinngemäßer Umwandlung auf die Arbeiterklasse 
zu übertragen, während der europäische Liberalismus in der Monopolisie-
rung der von ihm geschaffenen Freiheitswerte für das Bürgertum verstei-
nerte. Dennoch haben Keynes und Beveridge ihre Partei nicht vor dem 
politischen Untergang bewahrt; indem sie ihre Gegner unterwanderte 
und sowohl die Arbeiterpartei wie auch die Konservativen liberalisierte, 
büßte sie in den Augen der britischen Wähler ihre Existenzberechtigung 
ein — ihr Sieg als geistige Macht verhängte über sie das parteipolitische 
Todesurteil. Wehe den Siegern!



Der Zwang'zur Mitte

Wie aber konnte es in der zentralen Frage des Wohlfahrtsstaates zu 
jener weitreichenden Übereinstimmung zwischen den Parteien kommen, 
die sich doch nach Herkunft, Temperament und Mentalität so wesent-
lich unterscheiden? Die Antwort ist zunächst im britischen Wahlrecht zu 
finden — in den Auswirkungen der relativen Mehrheitswahl, die immer 
und unter allen Umständen zwangsläufig zum Zweigparteiensystem ten-
diert. Infolgedessen kann sich die britische Partei nicht zur Sprecherin 
einzelner Gruppen- und Klasseninteressen machen (wie die Partei des 
Vielparteienstaates), sie hat ihre Chance allein als „Volkspartei“, die 
— noch bevor sie sich zur Wahl stellt - schon die Gegensätze sämtlicher 
Bevölkerungsschichten in ihrem Schoß zum Ausgleich bringt, so daß 
sie in der Tat die ganze Nation repräsentiert. Diesem Zwang unter-
liegen die Konservativen nicht weniger als die Arbeiterpartei. Nun liegt 
der geometrische Ort für die Interessenintegration der gesamten Nation 
zwangsläufig irgendwo in der Mitte zwischen den Klassen und Ständen. 
Dieser Zwang zur Mitte aber führt die konkurrierenden Parteien zur 
engstmöglichen Annäherung im Programmatischen, in die Mitte zwischen 
den Extremen, von der aus sich das größtmögliche Wählerpotential an-
sprechen läßt. Radikalismus (außer in krassen Notzeiten der Wirtschaft) 
rentiert sich in diesem System nicht, er ist purer Selbstmord.

Stabilität des Mittelstandes

Die Mitte nun — das ist der Mittelstand. Und der Mittelstand ist in 
Großbritannien erheblich breiter als sonstwo in Europa (abgesehen von 
den „Wohlfahrtsstaaten“ Skandinaviens). Gleicht die deutsche Einkom-
mensstruktur einer Pyramide, die ihre größte Breite an der Basis hat, 
so läßt die britische Gesellschaftsschichtung an eine Chianti flasche den-
ken: sie steht — im Stand der Armut — auf relativ kleinem Fuß, um sich 
nach der Mitte hin weit auszubuchten und dann aufwärts schnell zu ver-
jüngen. Dies außerordentliche Breitenwachstum des englischen Mittel-
standes ist nicht erst ein Produkt des Wohlfahrtsstaates; die imperiale 
Geschichte hat ihn gefördert, die privaten Geschäftsmöglichkeiten und 
die Verwaltungsausgaben in den Kolonien, die zentrale Stellung Eng-
lands als industrielle Werkstätte eines Weltreichs, als globaler Umschlag-
platz des Verkehrs, der Waren und Gelder — sie boten auch dem „kleinen 
Mann“ unzählige Ansätze zum Aufstieg. Er hat seine Position — trotz 
der Schrumpfung der politischen Macht Großbritanniens im Sog der 
beiden Weltkriege — im Großen und Ganzen behauptet. Wenn auch das 
englische Pfund von der Entwertung nicht verschont blieb, es wurde nicht 
gleich der deutschen Mark von zwei exzessiven Nachkriegsinflationen 
heimgesucht, die das mittelständische Vermögen — und nur dieses — 
total ruinierten. In welch anderem Land geschieht es denn noch, daß einem 
beim täglichen Geldwechseln Münzen der kleinsten Einheit in die Hand 
kommen, die sich durch ihren Stempel als hundertjährige Veteranen aus-
weisen? Sie versinnbildlichen die einzigartige Stabilität und Kontinuität 
des englischen Mittelstandes, an dem sich die britischen Parteien noch 
immer und in erster Linie orientieren müssen. Während sich so das 
Bürgertum als das feste Rückgrat Großbritanniens bezeugte, erwies sich 
der Mittelstand unter den Kriegsschlägen als die Achillesferse am deut-
schen Sozialkörper, dessen Verwundungen die gesamte Nation schwer in 
Mitleidenschaft zogen.

Nicht allein aber der „Lauf der Dinge" war mit dem britischen Mittel-
stand gnädiger umgesprungen, er ist auch innerlich gefestigter — im Un-
terschied zum deutschen ist der englische Bürger freier, unbefangener und 
weniger ressentimentgeladen nach oben und nach unten. Ihm ist die 
gartenlaubenhaft verklärende Anhimmelung eines unerreichbaren Adels 
völlig fremd, die in Deutschland den ersten Weltkrieg überlebte und die 
auch noch aus dem Marasmus des zweiten Bankrotts gothafarbene Blüten-
träume in irreale Prestigehöhen emporschickt. Dergleichen blieb den Eng-
ländern erspart, denn jeder von ihnen kann kraft seines persönlichen 
Verdienstes in den Adelstand aufsteigen. Zwei bis drei Mal im Jahr ver-
leiht der britische Monarch den verdienstvollen Bürgern des Landes den 
Ritterschlag; andererseits vererbt sich der Adelstitel allein auf den älte-
sten Sohn, dessen Brüder nicht selten — zumal im Zeitalter der aus-
schweifenden Erbschaftssteuer — in das Bürgertum „absinken“. So ist 
der britische Adel nicht unerreichbar, nicht ein unübersteigbares Privileg 

der Geburt, er steht vielmehr in ständiger und doppelter Blutzirkulation 
zum Bürgertum. Zudem unterliegt der Adel einem fortschreitenden Ent-
machtungsprozeß, der ihn nicht nur seiner politischen Privilegien, sondern 
sogar der Gleichberechtigung beraubt hat. Zwar ist der Anspruch des 
„Lords“ auf den angestammten Sitz im „house of lords“ unbestritten, 
aber das Oberhaus ist vom Unterhaus völlig aus der politischen Führungs-
aufgabe verdrängt, und »der Lord, er allein, kann nicht in das Unterhaus 
gewählt werden! Mehr als einmal ist eine verheißungsvolle politische 
Laufbahn auf diese Weise vor dem höchsten Ziele abgedrosselt worden, 
wenn der Tod eines Lords den Sohn zur Preisgabe seines Unterhaussitzes 
und zum „Aufstieg“ in das Oberhaus nötigte. Unter diesen Verhältnissen 
ist der britische „Bürgerliche“ frei von jeglichem Minderwertigkeits-
bewußtsein gegenüber dem Von und Zu; sein gesellschaftliches Selbst-
bewußtsein reduziert daher auch seine Anfälligkeit für den Extremismus 
jeglicher Provenienz.

Die Arbeiterbewegung

Aber auch nach „unten“ ist der britisshe Bürger unbefangener. Er kennt 
nicht die Angst des deutschen Mittelstandes vor der Arbeiterschaft, noch 
ließ er sich je Angst vor ihr machen. Das hat freilich auch seine Gründe 
in der englischen Arbeiterschaft selber.

Von wenigen Außenseitern abgesehen, war die britische Arbeiterbe-
wegung zu keiner Zeit marxistisch. Zu keiner Zeit rüttelte sie an der 
Monarchie noch an der Demokratie. Ihr Streben nach sozialer Gerechtig-
keit begründete sich nicht als „Klassenkampf“, und sie huldigte weder der 
Weltanschauung des Materialismus noch dem Atheismus. Im Gegenteil, 
eine und die älteste der drei Hauptquellen, aus deren Zusammenfluß die 
britische Arbeiterbewegung hervorging, entsprang religiöser Erde. Es 
waren die sogenannten „Nonkonformisten“, die gegen die anglikanische 
Staatskirche opponierenden protestantischen Freikirchen (vor allem die 
Methodisten, Baptisten und Quäker), die aus religiösen Gewissengründen 
sich als erste der Arbeiterfrage annahmen. Auch die britischen Katholi-
ken sind heute meist auf der „Linken“ zu finden.- von den 23 Katholiken 
im gegenwärtigen Parlament gehören 13 der Labour- und 10 der konser-
vativen Fraktion an — unter der Wählerschaft dürfte ein noch höherer 
Anteil der Katholiken für Labour gestimmt haben (was freilich auch mit 
der Tatsache zusammenhängt, daß die Mehrzahl der Katholiken minder-
bemittelte, nach England eingewanderte Iren sind, die also aus soziolo-
gischen und national-irischen Motiven eingeschworene Feinde der 
„Tories“ sind).

Eine zweite Stütze fand die Arbeiterbewegung in einer Gruppe des 
intellektuellen Mittelstandes, die sich — von einem ethischen Humanis-
mus angetrieben — um das Ehepaar Webbs und G. B. Shaw in der „Fabian 
Society“ kristallisierte. Die „Gesellschaft der Fabier", die der Labour-
party das theoretische Gerüst erbaute, hatte ihren Namen mit Bedacht 
gewählt, nach dem römischen Consul und Feldherrn Fabius, dem die Zeit-
genossen seiner Vorsicht wegen den Beinamen „Cunctator“ (der Zö-
gernde, der Zauderer) beigelegt hatten; und zum Abzeichen hatten sie 
sich die Schildkröte erkoren, mit der sie ihre Ablehnung aller revolutio-
nären Methoden (selbst in erfolgverheißenden Konstellationen) und ihre 
Entscheidung für den evolutionären Weg bekundeten — getreu der sehr 
englischen antiintellektualistischen Devise: „Nur was wächst, ist gut“. 
Anfangs freilich hegten die Webbs einige Sympathien für das bolsche-
wistische Experiment. Das sowjetische Verhalten im spanischen Bürger-
krieg jedoch und der Ribbentrop-Molotowpakt haben die Fabier, aber 
auch die gesamte britische Arbeiterpartei gründlich und endgültig vom 
Kommunismus kuriert.

Die britischen Gewerkschaften

Die Abneigung gegen die Ideologie und der Sinn für das Maß, welche 
die britische Arbeiterpartei kennzeichnen, hat noch einen dritten Grund: 
Labour ist keine autonome Partei, sie ist der politische Arm der briti-
schen Gewerkschaftsbewegung, ihr Werkzeug und ihre Waffe auf dem 
politischen Feld; im Gegensatz zur festländischen Arbeiterbewegung, 
die im Zeichen von Marx als politische Partei begann und die Gewerk-
schaften erst später als deren Ableger an die Front der Wirtschaft vor-



schickte. Und so blieb es auf dem Kontinent, auch nachdem sich die Ge-
werkschaften organisatorisch emanzipiert haben, während in England die 
Labourparty nach wie vor die inzwischen zwar mündige, jedoch noch 
immer folgsame Tochter des britischen Gewerkschaftsbundes ist.

Einige Daten mögen diese Entwicklung illustrieren. In England setzte 
die Industrialisierung um 100 bis 150 Jahre früher ein als in Deutsch-
land. Doch ist der zeitliche Vorsprung der britischen Arbeiterbewegung 
weniger weit gespannt. Erst die Aufhebung des Antikoalitionsgesetzes 
im Jahre 1824 erlaubte den britischen Arbeitern die gewerkschaftliche 
Organisation, die dann freilich einen schnellen Aufstieg nahm. Aber erst 
1901 sahen sich die Gewerkschaften durch neue Unterdrückungen zur 
Gründung einer eigenen, ihrer Arbeiterpartei veranlaßt, die zunächst 
völlig von ihnen finanziert wurde. Denn damals erhielten die Abgeord-
neten des Unterhauses noch keine Diäten, und da die Labourdelegierten 
— im Gegensatz zu ihren konservativen und liberalen Kollegen — von 
Haus aus ohne Vermögen waren, mußten die Gewerkschaften für sie 
einspringen; erst recht natürlich im Wahlkampf. Nicht alle Gewerk-
schaften freilich gehören dem Gewerkschaftsbund (TUC = Trade Union 
Corporation) und durch ihn der Labourparty an. Der korporative Beitritt 
der Einzelgewerkschaft zu beiden Organisationen setzt die Zustimmung 
von zwei Dritteln ihrer Mitglieder voraus. So sind heute von den 706 
bestehenden Einzelgewerkschaften mit insgesamt 9 Millionen Mitgliedern 
nur 187 Gewerkschaften der TUC und der Labourparty kollektiv ange-
schlossen, die jedoch 8 Millionen Mitglieder zählen. Aber von diesen 
8 Millionen sind lediglich 5 Millionen Mitglieder der Arbeiterpartei. Denn 
auch nach dem korporativen Beitritt der Einzelgewerkschaft zu Labour 
ist deren Einzelmitglied das Recht zugestanden, sich durch eine ausdrück-
liche Erklärung der Labourmitgliedschaft zu enthalten; wovon nicht 
wenige Gebrauch machen, ohne deshalb von ihren Genossen scheel an-
gesehen zu werden. Die Gewerkschaftsbeiträge sind nicht nach der Höhe 
gestaffelt; sie sind mit 6 pence (= 0,30 DM) pro Woche äußerst 
niedrig angesetzt, von denen 1 pence (= 0,05) DM) an die Arbeiter-
partei abgeführt wird (der nicht entrichtet wird von dem Gewerkschafts-
mitglied, das für seine Person die Labourmitgliedschaft abgelehnt hat). 
Daher sind der Gewerkschaftsbund und die Labourparty finanziell kei-
neswegs auf Rosen gebettet; sie residieren nicht in eigenen Häusern 
(beide haben je ein Stockwerk im Haus der größten Einzelgewerkschaft — 
der 1.3 Millionen zählenden Transportarbeiter — zur Miete), und sie 
bedienen sich für ihre Arbeit eines großen Stabes unbezahlter Helfer. 
Und während dem konservativen Parteiapparat jährlich etwa 1 Million 
Pfund (dank der spendefreudigen Industrie) zur Verfügung steht, muß 
Labour mit 200 000 Pfund auskommen; davon bringen die Gewerk-
schaften 125 000, die Genossenschaften 27 000 Pfund auf Die Verzah-
nung Labours mit der TUC drückt sich auch in der Zusammensetzung 
ihrer Mitgliedschaft aus: von ihren knapp 6,5 Millionen gehören 5 Mil-
lionen den Gewerkschaften und 500 000 den Genossenschaften an, wäh-
rend 900 000 (davon erstaunlicherweise 300 000 Frauen) als „indivi-
duelle“ Mitglieder registriert sind — die nicht erfaßbare Gesamtziffer 
dürfte niedriger liegen, da nicht wenige in mehrfacher Mitgliedschaft 
(individuell sowie über Gewerkschaft und Genossenschaft) der Partei 
angehören.

Trotzdem läßt der Rückhalt der Labourparty (in deren Vorstand die 
Gewerkschaftler' die absolute Mehrheit inne haben) an der TUC zu 
wünschen übrig, denn diese legt Wert darauf, sich auf ihrem ureignen 
Arbeitsfeld von der Partei nicht die Hände binden zu lassen. Auch hat 
sie die Erfahrung gemacht, daß sie unter Umständen mit einem konser-
vativen Kabinett besser zu Rande kommt als mit einer Labourregierung, 
die ihren eigenen Leuten größere Opfer zumuten zu können meint. 
Schließlich ist der Gewerkschaftsbund in der Unterstützung Labours 
auch durch seine innere Schwäche und mangelnde Einheitlichkeit ge-
hemmt. Mit ihren 187 Gewerkschaften unterliegt die TUC einer dau-
ernden Zerreißprobe. Während nämlich die deutschen Einzelgewerk-
schaften sämtlich den gleichen Typus der Industriegewerkschaft ver-
körpern — eine Tatsache, die ihre Aktionsbereiche klar und scharf ab-
grenzt, führt die strukturelle Vielfalt der britischen Gewerkschaften zu 
permanenten Reibungen und Rivalitäten: wie jüngst im Eisenbahner-
streik (Juni 1955), in dem nicht der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber, 

sondern die Fachgewerkschaft (der Lokomotivführer) der Industriege-
werkschaft (der Eisenbahner) gegenüberstand. Zu diesen beiden Typen 
gesellt sich noch die Allgemeine Gewerkschaft, die sich — wie die Trans-
portarbeiterunion — über mehrere Branchen erstreckt. Konkurrenzver-
schärfend wirkt weiterhin die sehr unterschiedliche Größenordnung, die 
alle Zwischenstufen von 50 Mitgliedern bis zu 1,3 Millionen umspannt; 
die eine Gewerkschaft läßt die Beiträge bei der Lohnabrechnung ein-
ziehen, die zweite kassiert sie selber, während eine dritte ihren Mit-
gliedern zumutet, die Beiträge jeweils persönlich im Gewerkschaftsbüro 
einzuzahlen. Alle aber wachen eifersüchtig über ihre Selbständigkeit. So 
ist denn die TLIC ohne eigene Hausmacht; ihre Funktion ist die eines 
Koordinationszentrums der Einzelgewerkschaften und eines politischen 
Transformators (zur Labourparty).

Die britischen Gewerkschaften konnten ihrem zentrifugalen Indivi-
dualismus nur die Zügel locker lassen, weil die englischen Arbeiter für 
den Klassenkampf nicht zu haben sind und von ihnen nichts als die 
Wahrnehmung ihrer materiellen Interessen erwarten. Wenn Labour, die 
TLIC oder die Genossenschaftler tagen, dann singen sie nicht die Inter-
nationale, dann singen sie das im Ton eines Kirchenchorals gehaltene 
Lied „Wir sind ausgezogen, ein neues Jerusalem zu bauen auf den grünen 
Inseln Englands“. Oder, wenn sie schon mehr auf Touren gekommen 
sind, ein Lied von der roten Fahne, dem die Melodie von „O Tannen-
baum“ unterlegt ist. Wie aber könnte man mit einer derartigen Melodie 
eine Revolution entzünden!

So energisch (und erfolgreicher als die kontinentalen Schwesterpar-
teien) die britische Arbeiterbewegung die Interessen ihrer Angehörigen 
verficht — sie ist nicht anti-monarchisch, nicht anti-aristokratisch, nicht 
anti-bürgerlich, nicht anti-demokratisch und nicht atheistisch; sie ist 
auf einem humanistischen und religiösen, nicht auf einem klassenkämpfe-
rischen Grund errichtet, und für ihren Motor verwendet sie den Brenn-
stoff der Evolution, nicht der Revolution. Daher hat sie nie die Brücke 
zum Mittelstand abgerissen; und daher konnte sie dem Mittelstand und 
über diesen auch die Konservative Partei für den Wohlfahrtsstaat ge-
winnen, gegen den heute in England keine Politik mehr zu machen ist.

Was ist der Wohlfahrtsstaat?

Was nun ist der Wohlfahrtsstaat? Nicht nur unser außenpolitisches, 
unser innenpolitisches Interesse empfiehlt uns, den britischen Wohlfahrts-
staat unter die Lupe zu nehmen. Sozialpolitisch gesehen, befindet sich der 
deutsche Standort heute zwischen den USA und Großbritannien (dessen 
Spuren die skandinavischen Ländern und neuerdings auch Holland und 
Österreich gefolgt sind). Werden wir jenen oder diesen Weg gehen? 
Die soziologischen Voraussetzungen, zumal nach einer Wiedervereini-
gung mit Mitteldeutschland, sprechen eher für die zweite Lösung. Oder 
werden wir eine dritte finden? Bis zu diesem Tage hat sich noch keine 
dritte Möglichkeit angekündigt.

Was aber ist der Wohlfahrtsstaat? Dies Wort ist im Englischen nicht 
ganz so anrüchig (im Sinne der Fürsorge und Armeleutehilfe) wie im 
Deutschen. Dennoch mißfällt es auch den Briten, und so hat Beveridge 
seine Ersetzung durch den treffenderen Ausdruck „Wohlfahrtsgesellschaft 
vorgeschlagen. Ihre Aufgabe ist umschrieben mit der „Freiheit von Not“, 
die Roosevelt und Churchill neben anderen Freiheiten als Ziel des letzten 
Krieges proklamiert hatten. Sie spannt ein Auffangnetz für alle, die 
unverschuldet auf dem Drahtseil des Lebens ausgleiten — durch Krank-
heit, Unfall, Arbeitslosigkeit oder Alter.

Sicherungen gegen die Not erstreben auch unsere konservativen 
Systeme. Vor dem „Wie“ der Verwirklichung aber trennen sich die 
Wege. Dem Wohlfahrtsstaat, der jene Sorgen von den Schultern des 
Einzelnen nimmt und sie der Gesamtheit aufbürdet, werfen die Liberalen 
und Konservativen des Kontinents und Amerikas (nicht Englands und 
Skandinaviens) vor, er untergrabe die Selbständigkeit und das Wagnis, 
die Freiheit und Eigenverantwortung der Person; statt ihrer züchte er 
ein parasites Staatsrentnertum, das um so tiefer in die Ohnmacht vor 
der Obrigkeit versinke, je fester es sich in der Abhängigkeit vom Staate 
verstricke. So beschleunige der Wohlfahrtsstaat noch den Prozeß der 
Vermassung, den die Technisierung in Gang gesetzt hat. Da er auch die 



produktive Einzelinitiative lähme, müsse er zudem an seinen hohen 
Soziallasten wirtschaftlich scheitern. Diese Kritiker ziehen ihm daher 
das Prinzip der individuellen Sozialversicherung vor, jener deutschen 
Erfindung aus der Zeit Bismarcks, die damals eine soziale Pionierleistung 
ersten Ranges war. In diesem System richten sich die Rentenbezüge je-
weils nach den letztgeleisteten individuellen Versicherungsbeiträgen, die 
sich ihrerseits nach dem Einkommen staffeln: wer mehr zahlt, bekommt 
mehr. Von der Versicherungspflicht ausgenommen sind die Selbständigen 
und die Bezieher hoher Einkommen von einer bestimmten Stufe an. 
Der in eigener Regie arbeitende Versicherungsdienst soll sich aus den 
Beiträgen speisen; nur in den krassen Notfällen, die von der Sozial-
versicherung nicht aufgefangen werden, springt der Staat fürsorgerisch 
ein.

Die Anwälte des Wohlfahrtsstaates halten nun die Sozialversicherung 
durch die soziologische Entwicklung für überholt. Ihre Praxis (in Deutsch-
land und anderswo) veranschauliche nur allzu schmerzhaft, daß sie 
der industrialisierten Massengesellschaft nicht mehr gerecht werde. Stär-
ker als früher sei heute der Einzelne an das Schicksal der Gesamtheit 
gebunden, gegen dessen Wechselfälle die individuelle Vorsorge keinen 
ausreichenden Schutz mehr biete. Auch widerspreche ein System der 
sozialen Gerechtigkeit, das die Reichen der Mitsorge für die Armen ent-
hebe. Den Leuten, die sich zehnerlei Versicherungen gegen sämtlich 
denkbare Zu-, Um- und Unfälle leisten könnten, stünde es nicht zu, 
gegen die Sekurität, gegen das Sicherheitsbedürfnis der modernen Ge-
sellschaft, moralisch Sturm zu laufen. Zudem mache sich die Sozialver-
sicherung einer Llnwahrheit schuldig, wenn sie sich zum Sprecher der 
Persönlichkeit aufwerfe: weil sie nicht auf Freiwilligkeit, sondern auf 
Zwang beruht; weil schließlich ihr Verwaltungsapparat in nichts dem 
kollektivistischen Charakter des Staates nachstehe. Die eigens für die 
Sozialversicherung geschaffene Bürokratie zehre ferner die eingezahlten 
Beiträge zu einem nicht geringen Teil selber auf und entfremde sie damit 
ihrem Zweck. Dieser parasitäre Verwaltungsaufwand falle im Wohlfahrts-
staat weg, da er aus einem anstatt aus zwei Töpfen wirtschafte. Nicht 
Sekurität noch Kollektivismus würden also die staatliche Versorgung 
von der alten Sozialversicherung unterscheiden, sondern sein Mehr an 
Wirksamkeit, Gerechtigkeit und — Ehrlichkeit!

Der englische Wohlfahrtsdienst

In der Polemik Sozialversicherung — contra Wohlfahrtsstaat sind Un-
mengen Tinte vergossen worden — Tinte grauer Theorie. Der nüchterne 
Realismus der Briten hat indessen das Experiment in der Praxis gewagt — 
die einzige Methode, die zu einer eindeutigen und endgültigen Aussage 
über Wert oder Unwert des Wohlfahrtsstaates führen kann. Wie immer 
wir weltanschaulich oder parteipolitisch fixiert sind, wir alle tun gut 
daran, das stellvertretende Experiment der'Briten — die doch gemeinhin 
konservativer und individualistischer sind als die Deutschen — als inter-
essierte Zuschauer mit unvoreingenommener Kritik zu prüfen: nostra res 
agitur — auch unsere Sache steht dort zur Debatte!

Wie nun unterscheidet sich der englische Wohlfahrtsdienst von unserer 
Sozialversicherung?

1. Die Rentenleistungen werden zu über 90°/0 aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen finanziert. Dennoch hat man aus psychologischen 
Gründen den individuellen Versicherungsbeitrag nicht völlig über Bord , 
geworfen, um dem Einzelnen das Bewußtsein der eignen Versorgungs-
leistung zu lassen: mit 4,— DM pro Woche für den in Arbeit Stehenden 
ist er jedoch sehr niedrig angesetzt — Frauen, sowie Beschäftigte unter 
18 Jahre zahlen noch weniger. Ferner hat der Arbeitgeber für jeden Be-
schäftigten einen Beitrag von 3.60 DM aufzubringen. Die Beitragshöhe 
des Selbständigen liegt etwas unterhalb der Summe jener beiden Beiträge. 
Der niedrige, mehr symbolische Beitrag wird von allen, unabhängig vom 
Einkommen, in der gleichen Höhe erhoben; auch haben ihn nur die Be-
schäftigten zu entrichten, und zwar allein für die eigene Person, nicht für 
die Familienangehörigen. Der Bevanflügel der Labourparty (der in der 
Minderheit ist) möchte diesen Versicherungsbeitrag völlig streichen.

Die Einführung des kostspieligen Wohlfahrtsdienstes hat die Bevölke-
rung nicht direkt zu spüren bekommen, da sie unmittelbar im Anschluß 
an das Ende des Krieges erfolgte; die hohen Kriegssteuern wurden zu 

seiner Finanzierung einfach beibehalten. Das war, vom Zeitpunkt her, 
ein klug genutzter Glücksfall.

2. Das Gleichheitsprinzip ist auch auf der Leistungsseite radikal durch-
geführt: der Millionär (sofern er sich nicht zusätzlich privatversichert hat) 
erhält nicht mehr als der Hilfsarbeiter. Auch hat der Rentensatz für sämt-
liche Fälle — für Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Alter — die gleiche 
Höhe; derzeit beträgt er für den Ledigen und für den Verheirateten 
24.— DM pro Woche, sowie 18 — DM für die Ehefrau und 10. — DM für 
jedes Kind. Die vierköpfige Familie eines Arbeitsunfähigen kann dem-
nach mit einer Monatsunterstützung von etwa 250.— DM rechnen. 
Rentenjägern liefert dieses System keine Beute, denn es gestattet keinen 
mehrfachen Rentenbezug (mit Ausnahme der Kriegsinvalidenrente, die 
zusätzlich ausgezahlt wird); der Betroffene erhält also immer nur eine 
Rente, auch wenn er gleichzeitig von mehreren Übeln (etwa von Arbeits-
losigkeit und Krankheit) heimgesucht ist — im Gegensatz zur Sozialver-
sicherung, die den mehrfachen Rentenbezug zuläßt und einem findigen 
Kopf auf Kosten der Gesamtheit Gelegenheit zu recht einträglichen Ge-
schäften gibt.

Außerdem leistet der Wohlfahrtsdienst eine wöchentliche Familien-
beihilfe in Hohe von 4.80 DM je Kind vom zweiten Kind an (und zwar 
für den Beschäftigten und den Unbeschäftigten), sowie Mutterhilfe (vor 
und nach der Geburt) und Sterbeunterstützung. Ferner besteht völlige 
Schulgeldfreiheit; die Versetzung auf höhere Schulen ist freilich von 
Prüfungen abhängig. Die Kinder, die vom 5. Lebensjahr an sich von mor-
gens bis nachmittags vier Uhr in der Schule aufhalten, bekommen dort 
eine Mahlzeit vorgesetzt — für 0.45 DM, die den minderbemittelten 
Eltern erlassen werden. Ein weitverzweigtes staatliches und privates 
Stipendienwesen ebnet schließlich jeder wirklichen Begabung den Weg 
zur Hochschule.

3. Dem Rentenbezug ist weder eine Wartezeit vorgeschaltet noch ist 
er zeitlich befristet. Auch ist ihm keine Bedürftigkeitsprüfung voraus-
gesetzt! Damit ist einem tiefen Verlangen des britischen Selbstbewußt-
seins Genüge getan, das die Bedürftigkeitsprüfung als Entwürdigung ver-
abscheut. Und wie auf die Steuerehrlichkeit, so kann sich der britische 
Staat auch auf die Rentenehrlichkeit seiner Bürger verlassen.

4. Kein weitgespanntes Netz aber, das nicht irgendwo ein Loch hätte! 
Für jene krassen Notfälle, welche das Wohlfahrtssystem nicht aufzu-
fangen vermag, leistet daher die public assistance noch eine zusätzliche 
Fürsorge, die nun freilich nur nach einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt 
wird. Dieses „Staubsaugergesetz“ kommt vor allem den Altersrentnern 
zugute. Es wird mehr als vorausgesehen strapaziert, da die Preisentwick-
lung den Unterstützungssätzen davongelaufen ist. Diese Fürsorge be-
schränkt sich auf einmalige Zuwendungen für Katastrophenverluste, Um-
züge und dergleichen; doch wird die Fürsorge weder von der Rente abge-
zogen werden noch ist sie rückzahlbar.

Das revolutionäre Kernstück: Der nationale Gesundheitsdienst

Das revolutionäre -Kernstück des Wohlfahrtsstaates ist der nationale 
Gesundheitsdienst. Jeder Brite (aber auch der in England weilende Aus-
länder) genießt im Krankheitsfall kostenlose Behandlung. Die Kosten-
losigkeit erstreckt sich auch auf Medikamente (bis auf einen geringen 
prohibitiven Rezeptbeitrag), auf Krankenhaus- und Sanatoriumsaufent-
halt, aber auch auf vom Arzt verschriebene Prothesen, Korsetts, Brillen, 
künstliche Gebisse, Perücken, Fahrzeuge für Gehbehinderte und der-
gleichen. Zunächst muß sich jeder Brite nach freier Wahl bei einem prak-
tischen Arzt (im Umkreis von 30 Meilen) registrieren lassen, der im 
Krankheitsfall für die Erstbehandlung zuständig ist; damit geht er keine 
unlösbare Ehe ein, denn er kann seinen Stammarzt wechseln. Es emp-
fiehlt sich nicht für ihn, dies oft zu tun, da der Arzt das Recht hat, einem 
Patientenaspiranten (dem etwa der Ruf eines Querulanten oder eines 
Hysterikers vorausgeht) die Aufnahme in seine Kartei zu verweigern; 
etwa mit dem Hinweis, daß seine Quote — deren obere Grenze bei 3 000 
potentiellen Patienten liegt — bereits ausgefüllt sei. Für jeden bei ihm 
eingetragenen „Kunden“ zahlt de, Staat dem Arzt im Jahr 9.— DM, 
so daß er es auf ein Jahresbruttoeinkommen von 27 000.— DM bringen 
kann. Oder auch auf mehr, denn es steht im frei, darüber hinaus beliebig 
viele Privatpatienten anzunehmen; wie umgekehrt jeder die Dienste 



eines Arztes oder eines Krankenhauses in privater Verrechnung bean-
spruchen kann.

Dieser Modus macht jedoch den Arzt nicht zum Staatsbeamten. Im 
Interesse einer gleichmäßigen Verteilung der Arztstellen über das ganze 
Land ist seine Niederlassung genehmigungspflichtig. Die Entlohnung 
über die Kopfquote läßt ihn mehr an seinen gesunden denn an seinen kran-
ken Klienten interessiert sein. Der tägliche Besucher seiner Praxis bringt 
ihm ja nicht mehr ein als jener, der das ganze Jahr über ohne seine Dienste 
auskommt; die langwierige Behandlung (zu der ihn die private Verrech-
nung oft genug verführt) lohnt sich also für ihn nicht, sie erhöht trotz 
vermehrter Arbeit nicht sein Einkommen. Nunmehr ist er aber versucht, 
kompliziertere Fälle möglichst rasch an den Spezialisten (mit dem die 
Gesundheitsbehörde ein Sonderabkommen getroffen hat) oder in die 
Klinik abzuschieben. Infolgedessen sind die Krankenhäuser meist über-
füllt, und dieser Zustand ist die Hauptquelle des britischen Ärgers an 
diesem System. Denn ob der Patient dort mit zwanzig anderen in einen 
Saal oder in ein Einzelzimmer eingewiesen wird, darüber befindet allein 
das medizinische Llrteil des leitenden Arztes.

Anfangs wurde dieser großzügige Dienst reichlich mißbraucht. Zahllose 
Leute meinten plötzlich ohne Perücke, ohne Brille oder künstliches Ge-
biß nicht mehr auszukommen. Inzwischen sind diese Kinderkrank-
heiten überstanden, dank einiger Korrekturen. So bedarf jetzt die Ver-
schreibung besonders kostspieliger Medikamente, Prothesen und Gehör-
apparate der Zustimmung der grafschaftlichen (= Landkreis) Gesund-
heitsbehörde. Für die Zahnärzte wurde eine Sonderregelung eingeführt: 
Rechnungen bis zu 12.— DM (1 £) sind vom Patienten zu tragen, die er 
auch zu entrichten hat, wenn die Behandlungskosten diesen Betrag über-
steigen — für die Differenz kommt der Gesundheitsdienst auf. Auch kann 
sich der Patient jeweils nur mit halbjährigem Abstand in zahnärztliche 
Behandlung begeben, sofern er die Kosten auf den Staat abwälzen will 
(und sofern er nicht das Opfer einer falschen Behandlung geworden ist).

Im Ganzen funktioniert das Wohlfahrtssystem zur Zufriedenheit nicht 
nur der Arbeiter und Angestellten, sondern auch des selbständigen Mit-
telstandes und der freien Berufe. Selbst die Ärzte, die sich seiner Einfüh-
rung zunächst heftig widersetzt hatten, fahren nicht schlecht mit ihm. 
Das ganze System ist der britischen Nation wie eine Schutzhaut zuge-
wachsen — es hat sich bewährt, es ist selbstverständlich geworden.

Die Nationalisierung der Schlüsselindustrien

Aber das Wohlfahrtssystem ist (nach Meinung seiner Anwälte) nicht 
allein wirksamer, gerechter und aufrichtiger — es ist auch teurer. Es er-
fordert daher zu seiner Finanzierung eine steil progressive Besteuerung. 
Doch behandelt uns unser Fiskus kaum gnädiger, zumal wenn wir — 
wie es der gerechte Vergleich verlangt — unsrer Steuerlast noch unsere 
schwergewichtigen Versicherungsprämien zurechnen. Ferner funktioniert 
der Wohlfahrtsstaat nur, wenn seine Leistungen nicht durch inflationäre. 
Preisentwicklungen entwertet und seine Ausgaben durch dauernde Voll-
beschäftigung auf den denkbar niedrigsten Stand gehalten werden. Beide 
Voraussetzungen sind im Rahmen des laisser aller, der voll liberalisierten 
Wirtschaft nicht ständig zu realisieren; sie verlangen ein Mindestmaß 
an wirtschaftspolitischer Lenkung. Doch schießt die liberale Kritik in 
der Beurteilung vielfach übers Ziel hinaus; denn der zoll-, steuer- und 
kreditpolitische Dirigismus Englands geht heute (nach dem Abbau des 
Rationierungssystems) kaum über das auch bei uns Übliche hinaus. In 
zwei Richtungen jedoch griff er weiter. Einmal in der hohen Subventio-
nierung der Landwirtschaft, die — im vorigen Jahrhundert total still-
gelegt — völlig von vom aufgebaut werden mußte, unter dem Druck der 
Blockadeerfahrungerf in den beiden Weltkriegen und der Verluste der 
kolonialen Agrargebiete. Sodann durch die Nationalisierung der Schlüssel-
industrien.

Heute stehen rund 30 °/o der britischen Industrie unter der Kontrolle 
der öffentlichen Hand, die zunächst nach acht Wirtschaftszweigen griff. 
1946 nach der Luftfahrt und der Bank von England (bis dahin Dachorgan 
von fünf Privatbanken); 1947 nach der Kohle und dem Auslandstelegra-
phenverkehr (vordem im Monopol der Cable & Wireless Gesellschaft). 
1948 kam die Eelektrizitätswirtschaft, die vorwiegend im Besitz der Ge-
meinden war, an die Reihe, ferner das Transportwesen (die fünf privaten

Eisenbahngesellschaften, der gesamte Überlandverkehr auf der Straße 
und der — geringfügige — Binnenlandverkehr). 1949 folgten die Gaswerke 
(gleichfalls im Kommunalbesitz) und 1 950Eisen und Stahl. Mit dem Maßstab 
anderer westeuropäischer Länder verglichen war diese Nationalisierungs-
welle nicht sonderlich revolutionär. Luftfahrt, Zentralbank, Telegraphen-
verkehr, Eisenbahnen, Elektrizität und Gas befinden sich in zahlreichen 
„liberalen“ Volkswirtschaften schon längst in der öffentlichen Hand; mit 
ihrer Nationalisierung holte England also eine andernorts schon weiter 
fortgeschrittene Entwicklung nur wieder ein. Lind was den völlig dar-
niederliegenden, durch seine Besitzzersplitterung in der Ausrüstung hoff-
nungslos veralteten und investitionsunfähigen Kohlenbergbau betraf, so 
wurde die wirtschaftliche Notwendigkeit seiner Entprivatisierung von 
keiner Seite angezweifelt — nicht einmal von den alten Eigentümern; 
auch sie hat in Frankreich eine „liberale“ Parallele. Um so umstrittener 
war sie im Fall der florierenden Eisen- und Stahlindustrie, die unter pri-
vater Führung den nationalwirtschaftlichen Bedürfnissen vollauf genügt 
hatte.

Der Nationalisierungsappetit der Labour Party

Der Nationalisierungsappetit der Labour Party wuchs noch mit dem 
Essen. In ihrem Wahlmanifest von 1951 nahm sie die Wasserversorgung, 
die Bodenschätze (als reine Eventualmaßnahme), Zucker und Zement 
(beide private Monopole) sowie das Versicherungswesen aufs Korn; int 
Programm 195 5 auch noch die Schwerchemie und Teile der Maschinen-
industrie. Damit aber hatte die Arbeiterpartei den Bogen überspannt. 
Die Öffentlichkeit, die der „gemischten Wirtschaft“ zugestimmt hatte, 
begann nun der Expansion der Sozialisierungspolitik zu mißtrauen, zu-
mal die sozialen Leistungen der nationalisierten Industrien den Erwar-
tungen manches schuldig geblieben waren. Dieser Stimmungsumschwung 
verhalf der Konservativen Partei 1951 zur Rückkehr in die Macht, die 
sie durch den Wahlgang von 195 5 noch festigen konnte. Sie ließ denn 
auch das wirtschaftliche Pendel ein gutes Stück zurückschwingen: sie 
machte die eben erst angelaufene Nationalisierung von Eisen und Stahl 
rückgängig und gab dem privaten Unternehmertum wieder Lufttaxi-
flüge für Personen im Inland und Frachtflüge ins Ausland frei. Weniger 
Glück hatten die Konservativen mit der Reprivatisierung des Straßen-
fernverkehrs, da die Transportunternehmer nur etwa zur Hälfte auf sie 
eingingen — auf der anderen unrentableren Hälfte blieb der Staat sitzen; 
daher kann der einträgliche Straßentransport nun nicht mehr (wie es sich 
die Wirtschaftspolitiker Labours ausgerechnet hatten) zu einem Lastenaus-
gleich für das dauernd defizitäre Eisenbahnwesen herangezogen werden. 
Diese Maßnahme hat die Arbeiterpartei besonders verdrossen; im Falle 
eines künftigen Wahlsieges will sie denn auch die reprivatisierten Pro-
duktionszweige renationalisieren.

Im übrigen ließen die Konservativen die Nationalisierung unangetastet. 
Für die Rückführung von Elektrizität und Gas in den Gemeindebesitz 
bestand weder ein wirtschaftspolitisches noch ein ideologisches Argu-
ment. Was Kohle und Eisenbahnen anlangte, so war niemand an ihrer 
Reprivatisierung interessiert. Die Nationalisierung war unter sehr fairen 
Bedingungen abgewickelt worden: der Staat hatte die alten Aktien zu 
einem günstigen Börsenkurs gegen festverzinzliche Schuldverschreibungen 
umgetauscht; die alten Aktionäre, die jahrzehntelang keine Dividenden 
zu Gesicht bekommen hatten, vereinnahmen nun jährlich 31/2 bis 4 % 
Zinsen — dank der großzügigen Entschädigung haben sie von der Natio-
nalisierung nur Vorteile gehabt.

Weder „Sozialisierung“ noch „Verstaatlichung“

Die Engländer sprechen von Nationalisierung und weder von „Soziali-
sierung“ noch von „Verstaatlichung“. Diese Unterscheidung bereitet dem 
kontinentalen Rechtsbewußtsein einige Kopfschmerzen; denn auf die 
Frage nach dem Eigentümer der nationalisierten Betriebe bekommt man 
keine präzise Antwort — welcher Mangel dem Briten, der die Wirklichkeit 
nicht gern auf das Prokrustesbett der Logik spannt, nicht einmal auf-
fällt. Am ehesten noch läßt sich ihr juristischer Status dem der deutschen 
Rundfunkanstalten vergleichen, den Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes; doch hinkt auch dieser Vergleich auf mehr als einem Fuß. Jeden-
falls ist das nationalisierte Werk nicht unmittelbares Staats- oder Volks-



eigentum. Labour und Gewerkschaften lehnten die Verstaatlichung mit 
einmütiger Entschiedenheit ab: aus Mißtrauen gegen den Staat, aus Miß-
trauen gegen die Häufung von Macht in einer (und sei's der öffentlichen) 
Hand. Vor allem aber scheuen sie den Staat als Arbeitgeber. Im Interesse 
ihrer Bewegungsfreiheit wünschen sie unter allen Umständen das wohl-
tätige Dreiecks-Verhältnis Arbeitgeber—Arbeitnehmer—Staat (als letzten 
Vermittler) rein zu erhalten — in England ist allein die Post „verstaat-
licht“. Dieses Prinzip ist in der Nationalisierung gewahrt, deren Struktur 
wir am Beispiel der Kohle (das exemplarisch ist auch für die anderen na-
tionalisierten Wirtschaftszweige) skizzieren.

Das Beispiel der Kohle

Eigentumsvollmachten und Geschäftsführung liegen beim „Nationalen 
Kohlenrat“, einem Gremium von neun Direktoren, deren jeder für ein 
bestimmtes Fachgebiet erantwortlich ist (Finanzen, Technik, Verwal-
tung, Arbeit usw.) und die vom zuständigen Fachminister berufen wer-
den; ihm auch schulden sie Kechenschaft, wenngleich sie in der Geschäfts-
führung von ihm unabhängig sind. Der Minister hat die Jahresbilanz dem 
Parlament zur Bewilligung vorzulegen, das gemäß dem englischen Aktien-
recht (das keinen Aufsichtsrat kennt) als Generalversammlung fungiert. 
Aber nur einmal im Jahr beschäftigt sich das Parlament mit den nationa-
lisierten Industrien; um sie nicht zu politisieren und nicht zu bürokrati-
sieren, hat es seinen Interventionsanspruch auf die Bilanzkontrolle be-
schränkt und in einem gentleman’s agreement der Parteien seinem Recht 
entsagt, ihre Probleme in der täglichen Fragestunde des Unterhauses zur 
Sprache zu bringen.

So genießt denn der Exekutivrat de facto volle Autonomie. Einen Teil 
seiner Rechte delegiert er in die gleichstrukturierten Regionalräte und 
schließlich in die Betriebsleitungen der Einzelwerke. Da sich die an-
fängliche Zentralisierung nicht bewährt hat, tendiert man zunehmend 
zu einer größeren Verlagerung der Entscheidungsbefugnisse nach unten. 
Auf jeder der drei Stufen stehen den Exekutivbehörden je ein Arbeiter-
und ein Konsumentenausschuß zur Seite, die aber nur beratende Funk-
tionen ausüben. Die Arbeiter verfügen also nicht über ein Mitbestim-
mungsrecht. Angestellte und Arbeiter sind nicht Beamte, sondern unter-
stehen dem privaten Arbeitsrecht. Auch genießt die nationalisierte In-
dustrie keinerlei Privilegien, sie ist gehalten, in ihrer Geschäftsführung 
den Regeln und Rechten der privaten Wirtschaft zu folgen und sich das 
Gesetz der Rentabilität zur Richtschnur zu nehmen: und genau wie die 
private muß die nationalisierte Industrie zur Beschaffung ihrer Inve-
stitionsmittel auf den freien Kapitalmark gehen oder Bankkredite auf-
nehmen. Was sie jedoch von jener unterscheidet: sie darf weder Dividen-
den noch Gewinne ausschütten, sie muß die anfallenden Profite vielmehr 
zur Rückzahlung der Anleihen und der Schuldverschreibungen an die 
früheren Eigentümer, zu Investierungen oder - zur Lohnerhöhung ver-
wenden.

Die nationalisierten Industrien haben die in sie gesetzten wirtschaft-
lichen Erwartungen im großen und ganzen erfüllt. Dies kann zumindest 
von der Zentralbank und der Luftfahrt, von Kohle, Eisenbahn, Elektri-
zität und Gas gesagt werden, auch wenn die finanziellen Erträge der vier 
letztgenannten Wirtschaftszweige manches zu wünschen übrig lassen. 
Der schwerkranke britische Kohlenbergbau und das verlustreiche Eisen-
bahnwesen wären — wie es die vorangehenden Jahrzehnte bewiesen 
hatten — auf privatem Wege nicht zu sanieren gewesen; die Nationali-
sierung hat durch konsequente Rationalisierung und durch die weitge-
hende Erneuerung ihrer Ausrüstung ihre Kapazitäten erheblich ausgewei-
tet, wenngleich sie dem schnellen Produktionszuwachs der Industrie 
noch nicht voll nachkommen; ihre Leistungsexpansion hat den Steuer-
zahler nicht zusätzlich belastet, der Preisanstieg ihrer Produkte und Lei-
stungen ist sogar hinter dem der sonstigen industriellen Rohstoffe und 
Fertiggüter sowie hinter den Lohnerhöhungen weiter zurückgeblieben. 
Das gilt auch von der Elektrizität, die es vor der Nationalisierung mit 
540 Systemen, mit einer höchst ungleichen Entwicklung in den einzelnen 
Landesteilen und einer ungesund weiten Tarifdifferenzierung zu tun 
hatte — gleichfalls Probleme, welche die freie Wirtschaft nicht zu lösen ) 
vermocht hatte.

Der erhoffte Sozialeffekt ist ausgeblieben

Hingegen ist der von der Nationalisierung erhoffte Sozialeffekt aus-
geblieben — selbst bei den Kohlenkumpels, die durch sie vom 30. auf den 
2. Platz der Lohnskala vorgerückt sind. Die vagen Vorstellungen von 
einer Veränderung des Sozialklimas, die sie an die Entprivatisierung ge-
knüpft hatten, haben sich nicht erfüllt, weshalb sie denn auch nicht für 
einen erhöhten persönlichen Arbeitseinsatz in „ihrem“ Betrieb zu haben 
sind. Der Arbeitsfriede ist vielmehr noch labiler geworden, und die Un-
lust entlädt sich in zahlreichen „wilden“ Streiks. Die Arbeiter sind 
geneigt, die Schuld für ihre Enttäuschung den leitenden Managern der 
nationalisierten Industrien in die Schuhe zu schieben. Vielleicht nicht 
ganz zu Unrecht. Notgedrungen hatte die Labourregierung, in Sorge 
um das wirtschaftliche Gelingen ihres Experimentes, nicht Parteibuch-
beamte an die Spitze der nationalisierten Industrien berufen, sondern 
die bestqualifizierten Fachleute von dort genommen, wo sie allein zu 
haben waren: aus der freien Wirtschaft. Wenn es auch diese Männer 
gewiß nicht an Fairneß und gutem Willen fehlen lassen, wenn sie, ge-
borene Technokraten, stolz sind auf ihre Betriebe, deren Gedeihen sie 
sich mit Haut und Haar verschreiben, so liegt doch das ideologische und 
soziologische Anliegen der Nationalisierung ihrem Interesse ebenso fern 
wie ihrem Verständnis. So nimmt sie sich in den Augen der Arbeiter 
mehr als Wechsel der Fassade denn des Regimes aus — meist waren ja 
die alten Herren geblieben. „Es ist zwar besser geworden", sagen sie, 
„aber wir haben uns mehr davon versprochen.“ Lingeduld und Ent-
täuschung haben sie abgestumpft, und so hat die Masse der Arbeiter das 
Interesse an der Ausdehnung der Nationalisierung auf andere Produk-
tionszweige verloren, während eine kleine radikale Minderheit in der 
Flucht nach vorn die Nationalisierung in die Sozialisierung überführen 
will. Dieser Zwiespalt verlängert sich in die Labourparty hinein.

Das Problem der Überbeschäftigung

Das ist nicht die einzige Wunde am britischen Wirtschaftskörper. Er 
leidet unter der relativ geringen Leistung des britischen Arbeiters: die 
des englischen Maurers liegt etwa bei der Hälfte seines deutschen Kol-
legen, und fast ebenso weit ist der Abstand bei den Werftarbeitern. Sie 
ist in erster Linie von der britischen Überbeschäftigung verursacht.

Saisonale Bedingungen, der Übergang der Schulentlassenen zum Be-
rufsleben und andere Faktoren schließen die totale Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit aus. Nach Beveridge ist von „Vollbeschäftigung“ zu 
sprechen, sobald die Arbeitslosigkeit auf 3 °/o herabgedrückt ist; Labour 
fixiert ihr Kriterium neuerdings bei 2°/o, die britischen Konservativen bei 
5 °/o. Die Bundesrepublik erreichte diese Grenze im Juli dieses Jahres 
mit einer 3,2 %igen Arbeitslosigkeit. Zu gleicher Zeit aber war sie in 
Großbritannien auf 0,9 °/o gefallen. Dabei liegt der britische Beschäf-
tigungsgrad auch noch höher, da die Engländerinnen zu 49 °/o, die deut-
schen Frauen aber nur zu 3 3 % im Berufsleben stehen. Keineswegs aus 
finanziellen Gründen! Sondern in der Flucht vor der Einsamkeit. Dieser 
Einsamkeit, die mit der Vorliebe des Briten für das abgeschlossene Eigen-
heim und seiner Abscheu vor den großen Miethäusern zusammenhängt, 
mit seiner individualistischen Neigung, die ihn heißt, sich die Nachbar-
schaft möglichst weit vom Leibe zu halten. Auch ist der britische Haus-
halt — sogar des Arbeiters — intensiver mechanisiert als bei uns, so daß 
die Hausarbeit (der man sich weniger fanatisch hingibt als in Deutsch-
land) bald getan ist, zumal auch der Mann die Tugenden eines hausfrau-
lichen Kavaliertums zu entfalten pflegt. Dazu gehen die Kinder in Eng-
land schon vom fünften Lebensjahr an zur Schule und halten sich in ihr 
den ganzen Tag über bis vier Uhr nachmittags auf. So ist die verheiratete 
Engländerin von viel leerer Zeit bedrängt; um dem Alleinsein, der Inhalt-
losigkeit zu entgehen, greift sie, auch wo sie es finanziell gar nicht nötig 
hat, zu einer Stellung im Büro oder in der Fabrik.

Dem starken Zug zu den Arbeitsplätzen steht nun aber das nicht 
zu Unrecht sprichwörtliche britische Phlegma gegenüber, das der vollen 
Verausgabung der Kräfte bei der Arbeit abgeneigt ist. Auch ist im bri-
tischen Gedächtnis die massive Arbeitslosigkeit der zwanziger und drei-
ßiger Jahre haften geblieben; sie injiziert dem Arbeiter ein zähes Miß-
trauen gegen die Dauerhaftigkeit der Vollbeschäftigung, und verführt 



ihn zur vorsorglichen Dehnung der Arbeit. Nicht zufällig grassiert diese 
Praxis gerade bei den Maurern und Werftarbeitern, die unter der Arbeits-
losigkeit jener. Jahrzehnte am heftigsten gelitten hatten; vergebens ver-
suchen die Gewerkschaften, sie mit dem Appell an die Solidarität (der 
Wohnungsbau ist dem Bedarf der Arbeiter noch längst nicht nachge-
kommen) und an das nationale Interesse (das den Ausbau der Handels-
flotte verlangt) zu einer schnelleren Gangart anzueifern. Die Arbeiter 
können sich den Luxus der Gemächlichkeit leisten, da das Überangebot 
an freien Stellen (500 000 im August 1955) die Sorge um den Arbeits-
platz erübrigt.

Schleichende Inflation im Innern

Der Segen der Vollbeschäftigung entbehrt also nicht der Schattenseiten. 
Infolge des langsamen Arbeitstempos bleibt die Produktion hinter der 
schnell ansteigenden Kaufkraft zurück. Die Überbeschäftigung schwächt die 
Position der Arbeitgeber in den Lohnkämpfen, ja auf der Jagd nach der 
raren Arbeitskraft überbieten sie einander mit immer höheren Lohnof-
ferten. Daraus resultieren überhöhte Lohnkosten, die nicht nur die 
britische Exportsituation belasten. Dazu beengt noch der Mangel an 
Arbeitsreserven die Beweglichkeit und Elastizität der Wirtschaft; in ein-
zelnen Branchen plötzlich einsetzende Konjunkturen können daher nicht 
voll ausgeschöpft werden, während die Lieferzile — im Gegensatz zu 
der kurzfristiger arbeitenden deutschen Exportkonkurrenz — über Gebühr 
gestreckt werden müssen. Andererseits übt die dem heimischen Angebot 
davonlaufende Kaufkraft einen immer stärkeren Sog auf die Einfuhren 
aus. Die Folgen dieser Tendenzen sind eine schleichende Inflation im 
Innern und nach außen ein sich verbreiterndes Loch in der Zahlungs-
bilanz mit dem Ausland.

Neoliberale Kritiker wie Röpke und Hayek pflegen diese Schwächen 
auf die Konten Nationalisierung und Wohlfahrtsstaat zu buchen. Doch 
diese ideologische Deutung vergewaltigt die Wirklichkeit. Sie berück-
sichtigt nicht die Psychologie des britischen Arbeiters (wie sie sich un-
abhängig vom Wirtschaftssystem auswirkt) und geht vor allem an der 
eigentlichen Ursache dieser Erscheinungen vorbei — an der Vollbeschäf-
tigung. Die Vollbeschäftigung aber ist nicht mehr ein Monopol des Wohl-
fahrtsstaates — sie macht heute der liberalen Marktwirtschaft kaum 
weniger zu Schafen. Dem Postulat der Vollbeschäftigung muß sich heute 
jedoch jede Volkswirtschaft unterwerfen, auch die liberale, wenn anders 
sie nicht die „soziale“ Marktwirtschaft preisgeben will. Schließlich dürfen 
Vollbeschäftigung und Wohlfahrtsstaat einigen Vorschuß beanspruchen: 
ihre Erfahrungen begrenzen sich auf den schmalen Raum von zehn 
Jahren — die liberale Wirtschaft aber bedurfte mehr als eines Jahrhun-
derts, um die fatalen Konjunkturzyklen auch nur leidlich unter ihre 
Kontrolle zu bringen.

Wechsel in den Arbeitsplätzen

Die britische Wirtschaft sucht noch eine andere Plage heim: ein un-
gemein starker Wechsel in den Arbeitsplätzen (für den gleichfalls mehr 
die Vollbeschäftigung als das Welfare-System verantwortlich ist). Aus 
dem nichtigsten Anlaß tauscht man die Stellung, der geringfügigste 
Grund kann einen „wilden“ Streik entfesseln (wie bei den Arbeitern 
der Tower-Brücke — sie streikten erfolgreich gegen die Zuweisung eines 
neuen Vorarbeiters, der das Pech hatte, ein ausgedienter Feldwebel 
zu sein). Seltener geht es dabei um Lohnprobleme, immer häufiger treten 
Prestigefragen in den Vordergrund der Konflikte. Überhaupt versagt 
der höhere Lohn im Dienst des Anreiz- und Ausgleichsfaktors. Da das 
allgemeine Lohnniveau ohnehin hoch liegt, leistet man es sich, den 
schlechter entlohnten Arbeitsplatz dem besser bezahlten vorzuziehen, 
weil jener etwa der Wohnung näher liegt, weil man dort nette 
Kollegen hat oder der Vorarbeiter besonders sympathisch ist. Diese Fragen 
machen den Gewerkschaften kaum weniger Kummer als den Unterneh-
mern. Sie sind jedoch nicht — das muß wiederholt werden — von Wohl-
fahrtsstaat und Nationalisierung aufgeworfen, sie sind vielmehr Probleme 
der Vollbeschäftigung schlechthin, deren Virulenz in all ihren wirtschafts-
politischen Legierungen wirksam wird (außer in der Diktatur, die sie mit 
den Mitteln des Terrors „löst").

Bilanz

So ist etwa diese Bilanz zu ziehen: Der Wohlfahrtsstaat löst nicht 
„das“ Sozialproblem. Er löst 'das materielle Problem, aber dessen Lösung 
reißt neue Fragen auf (die vielmehr nun erst sichtbar werden, nachdem 
die materielle Decke von ihnen weggezogen ist) — psychologische Fragen, 
die vielleicht noch schwieriger zu lösen sind. Man muß aber doch wohl von 
allen guten Geistern verlassen sein, um in dieser Problemverlagerung vom 
Materiellen zum Menschlichen, vom Finanziellen zum Psychischen nicht 
einen wesentlichen Fortschritt zu erkennen. Einen Fortschritt, weil die 
neue Problemlage würdiger und menschlicher ist. Das sollten gerade die 
Anwälte der Freiheit und Ankläger des Materialismus nicht gering veran-
schlagen.

Vor dem britischen Beispiel jedenfalls fallen die Anklagen, daß Wohl-
fahrtsstaat Vermassung bedeute, Nivellierung und Kollektivierung, in 
nichts zusammen. Es kann nicht die Rede davon sein, daß der Engländer 
heute weniger individualistisch, weniger „frei“ ist, als vor der Einführung 
des Wohlfahrtssystems. Es kann ebenso wenig die Rede davon sein, daß 
der britische Arbeiter heute weniger Individualist ist als sein deutscher 
Kollege, der nicht der Segnungen des Wohlfahrtsstaates teilhaftig ist.

Andererseits begründet das britische Gelingen des Wohlfahrtsstaates 
noch nicht dessen Allgemeingültigkeit und Übertragbarkeit. Es hat die 
dem Wohlfahrtsstaat unterstellten kollektivistischen Gefahren lediglich 
für England widerlegt — nicht für andere Länder. Man kann durchaus der 
Meinung sein, der Brite sei kraft des ihm eingeborenen Erzindividualismus 
im besonderen Maße befähigt, die dem Wohlfahrtsstaat innewohnenden 
kollektivistischen Tendenzen zu verdauen und auszuscheiden, sein 
Volkscharakter habe ihn sich daher ohne Gefährdung seiner Seele leisten 
können. Diese Argumentation wird auf die Gegengewichte in ihm hin-
weisen, die ihn gegen die Vermassung schützen: auf die zähe Beharrungs-
kraft seines konservativen Sinnes, auf sein Talent zur besinnlichen Muße 
(während wir die persönlichkeitszersetzende Hetze des Berufes auf Frei-
zeit und Ferien übertragen), auf seine individuelle Wohnweise, die auf 
das Eigenheim besteht (und für das ihm — zum Kauf oder Neubau — die 
Grundstücksbanken bis zu 90°/0 der benötigten Summe bei 30jähriger 
Laufzeit und 4%iger Verzinsung vorschießen). Solche Gegengewichte, 
sind bei uns Mangelware.

Entkräftung einer Legende

Dennoch ist dem britischen Exempel eine allgemeinere Bedeutung 
nicht abzusprechen: Es hat die Legende entkräftet, daß der Wohlfahrts-
staat zwangsläufig und unter allen Umständen zum Kollektivismus ent-
arten müsse.

Doch das letzte Wort über den Wohlfahrtsstaat ist dem Glauben vor-
behalten — dem Glauben von. der Natur des Menschen. Wer in ihm 
das Tier sieht, aus dem allein die Peitsche der Not den Teufel der Träg-
heit austreibe und nur der Druck des Elends die höchste Leistung heraus-
presse, der wird dem Wohlfahrtsstaat keinen Geschmack abgewinnen. 
So richtig diese Anschauung vom Menschen auch ist, die Not ist 
nicht sein einziger Antrieb. In seiner Brust arbeiten noch andere Motoren, 
deren Tourenzahl der Wohlfahrtsstaat nicht herabsetzt: Geltungsdrang 
und Machtbewußtsein, der Wille zur Leistung und zum Werk, die Sucht 
nach Gewinn und Luxus, die Liebe zur Sache und zur Gemeinschaft, 
Gewissen, Pflicht und Verantwortung. Und es fragt sich, ob nicht diese 
Kräfte erst dann zu ihrer vollen Stärke freigesetzt werden, wenn sie 
nicht mehr von der Sorge um das tägliche Brot absorbiert werden. Der 
Artist, der durch ein Auffangnetz gegen das Schlimmste gesichert ist, 
wagt auf dem Drahtseil kühnere Kunststücke und ist sich der Freiheit 
zu höheren Leistungen bewußt, als wenn er unter sich das Verderben 
weiß. In ihm bezeugt sich: die Sicherheit hebt die Freiheit nicht auf — 
Sicherheit erst macht frei, denn sie erlaubt das größere Risiko.

Beides ist richtig. Unser Fleisch ist träge, und wir sind Artisten auf 
dem Drahtseil des Lebens, die zum freien Spiel der Kräfte erst in der 
Sicherung durch das Auffangnetz auflaufen. Der Widerspruch zwischen 
beiden Anschauungen hebt sich auf, wenn wir uns daran erinnern, daß 
die materielle Not nicht die einzige Peitsche ist — das Leben hält ihrer 
nur allzu viele für uns bereit. Die Theorie der Peitsche also widerlegt 
den Wohlfahrtsstaat nicht.



PAUL H. DOUGLAS

Gutes und Schlechtes in denVereinigten Staaten
Mit freundlicher Genehmigung des Verlages übernehmen wir aus der amerikanischen Zeitschrift „FOREIGN
AFFAIRS" (Juli 1955) den folgenden Artikel von Paul H. Douglas:

Zweifellos hat die Unpopularität der Ver-
einigten Staaten sowohl in Asien als auch in 
Europa in den letzten Jahren ständig zugenom-
men. In vielen Teilen der Welt machen sich Un-
behagen und Groll wegen der Veränderungen 
im alten Kräftespiel bemerkbar, und dann ist es 
schwer, Unterstützungen mit leichter Hand so-
wohl zu gewähren als auch anzunehmen. Aber 
unsere Unpopularität hat teilweise noch beson-
dere Gründe.

Vor allem drei Vorwürfe werden gegen uns 
erhoben. Es wird behauptet, wir seien imperia-
listisch; wir suchten den Krieg und ignorierten 
friedliche Alternativen, und schließlich wir seien 
äußerst rassebewußt und negerfeindlich. Viele 
Amerikaner würden diese Vorwürfe für so offen-
sichtlich falsch erachten, daß sie es für unnötig

Der Vorwurf des Imperialismus
Wir wollen als erstes den Vorwurf des Im-

perialismus näher betrachten. Wenn er vor 
einem halben oder selbst noch vor einem Viertel-
jahrhundert erhoben worden wäre, dann hätte 
er ein beträchtliches Maß Wahrheit enthalten. 
Denn im ausgehenden 19. Jahrhundert packte 
uns auch das Fieber des Imperialismus und 
Kolonialismus, das in Westeuropa wütete, und 
England, Frankreich und Deutschland zur Auf-
teilung Afrikas und zur Kontrolle über weite 
Teile Asiens trieb. Es war die Zeit des Tory-
Imperialismus und von Kiplings „Die Last des 
weißen Mannes“, und wir als Nation wären mit 
den anderen schuldig.

Aus dem spanisch-amerikanischen Krieg be-
hielten wir Puerto Rico und die Philippinen für 
uns und errichteten über Kuba mit Hilfe des 
Platt-Abänderungsantrages ein Protektorat. 
Außerdem verleibten wir uns Hawai und Ost-
Samoa ein. Admiral Mahans Lehren wurden in 
die Tat umgesetzt, und ein Buch mit dem unge-
wöhnlichen Titel „Die Vereinigten Staaten als 
eine Weltmacht“ von Professor Coolidge von 
der Harvard Universität spielte die gleiche Rolle 
wie in England unter der Regierung Edward VII. 
John Seeleys „Englands Expansion“.

Bald danach kam die inszenierte Revolution 
in Panama und die darauf folgende Intervention 
von Präsident Theodore Roosevelt, durch die wir 
den Panama-Kanal vollständig in unsere Hand 
brachten und Kolumbien die Zahlung des Preises 
verweigerten, den es für dieses Privileg gefordert 
hatte. Dieses schäbige Abenteuer, dessen Einzel-
heiten heute noch nicht genau bekannt sind, hat 

halten würden, sie zu widerlegen. Tatsache bleibt 
aber, daß sie vielerorts für wahr gehalten wer-
den. Daher dürfte es angebracht sein, daß ein 
Mitglied der Oppositionspartei, einer; der kein 
Bewunderer der jetzigen amerikanischen Regie-
rung ist, versucht, die Dinge ins rechte Licht zu 
rücken. Idi werde mich dabei bemühen, keinem 
Groll nachzugehen, daß wir von vielen Menschen 
„mißverstanden" und „nicht geschätzt“ werden, 
für die wir nur Achtung und freundliche Ge-
fühle hegen, und gewißlich werde ich mir nicht 
einbilden, daß die besseren wirtschaftlichen Ver-
hältnisse den Vereinigten Staaten irgendeine 
moralische und intellektuelle Überlegenheit 
über die Länder sichern, deren Wirtschaftslage 
weniger glücklich ist, oder den Amerikanern das 
Recht gibt, diesen eine Moralpredigt zu halten.

viel dazu beigetragen, unser Prestige zu schwä-
chen und uns ein imperialistisches Etikett anzu-
hängen. Dieses Urteil wurde noch gefestigt durch 
die bewaffnete Besetzung von Haiti und San 
Domingo 1914 und 1915, und die von Nikara-
gua im Jahre 1927. Lind es erfuhr eine weitere 
Bestätigung durch die Erklärung unserer Diplo-
maten, daß die Monroe-Doktrin eine einseitige 
Politik sei. Sie erlaubte es uns, die europäischen 
Nationen nicht nur aus Lateinamerika herauszu-
halten, sondern unseren Willen und unsere Ent-
schlüsse über die Köpfe unserer Nachbarn im 
Süden durchzusetzen.

Es kann daher mit einigem Recht gesagt wer-
den, daß der Imperialismus während der 3 5 Jahre 
von 1898 bis 1933 eine der vorherrschenden 
politischen Richtungen Amerikas gewesen ist.

Aber immer gab es eine starke oppositionelle 
Richtung gegen diesen politischen Kurs, und der 
Anti-Imperialismus gewann schrittweise an 
Boden. Die Einwände gegen den Vertrag, der 
den spanisch-amerikanischen Krieg beendete, 
waren so stark, daß er kaum ratifiziert werden 
konnte. Zeitungen wie die „New York World“, 
die „New York Evening Post“, die „Springfield 
Republican" und die „St. Louis Post Dispatch" 
protestierten, und William Vaughn Moody 
drückte in seiner „Ode in einer Zeit des Zau-
derns“ (Ode in Time of Hesitation) das Gefühl 
des Verratenseins aus, das Millionen Amerika-
nern angesichts der Demütigung ihrer Ideale 
durch die Partei des Imperialismus überkommen 
hatte. Das amerikanische Volk hatte 1898 die 
Kubaner befreien und keinen neuen Imperialis-

mus beginnen wollen. In der Präsidentschafts-
wahl 1900 machten William Jennings Bryan und 
die Demokraten den Imperialismus zu ihrem 
Hauptthema. Obgleich das „Huhn-im-Topf-
Argument“ Mark Hanas sie um den Sieg brachte, 
war die Opposition gegen den Kolonialismus 
doch immer stark und übte einen mäßigenden 
Einfluß auf das Außenministerium und jene 
militärischen, kommerziellen und finanziellen 
Interessen aus, die eine aggressivere Politik 
gegen die latein-amerikanischen Nationen be-
fürworteten.

Zur Rechtfertigung Herbert Hoovers darf ge-
sagt werden, daß ihm seine ursprünglich pazifi-
stischen Instinkte vom Imperialismus entfernten, 
und daß er versuchte, aus den alten Bahnen her-
auszufinden. Vor allem in der Haitifrage. Mit der 
Wahl Franklin Roosevelts und der Machtüber-
nahme durch die demokratische Partei 193 3 voll-
zog sich ein völliger Wandel. Es gab keine be-
waffnete Intervention mehr. Der Platt-Abände-
rungsantrag, der das Recht zur Intervention in 
Kuba gab, wurde aufgehoben. Das Tydings-
Mc-Duffie-Gesetz über die praktische Freigabe 
der Philippinen wurde 1936 angenommen und 
zur Überraschung fast aller Europäer auch tat-
sächlich durchgeführt. 1946 wurde auch das phi-
lippinische Unabhängigkeitsgesetz angenommen, 
wodurch der Befreiungsprozeß vollendet wurde 
unter Bedingungen, die sich in der Praxis als ver-
hältnismäßig großzügig erwiesen haben. Ame-
rika ging auf dem Wege des Verzichts auf den 
Kolonialismus voran und tat es aus eigenem 
freien Willen und eigener Entschlußkraft.

Puerto Rico wurde Commonwealth-Status zu-
gebilligt, wonach es in den Genuß aller Vorzüge 
kam, ein Teil der amerikanischen Linien zu sein, 
unter Einschluß der Freizügigkeit seiner Bewoh-
ner und der freien Zuckereinfuhr auf unsere 
Märkte, und es wurde von allen nachfolgenden 
Lasten, wie der Zahlung von Einkommensteuer, 
befreit. Die Monroe-Doktrin wurde in eine 
mehrseitige Politik umgewandelt. Wir begnüg-
ten uns aber nicht damit. Die amerikanische 
Meinung trug dazu bei, England zu überreden, 
Indien aufzugeben, und wir übten auf die Hol-
länder einen starken Druck aus, das gleiche in 
Indonesien zu tun. Obgleich wir es niemals zum 
Bruch mit den Franzosen kommen ließen, um sie 
zu veranlassen, sich in gleicher Weise in Indo-
china zu verhalten, zielte unser Einfluß doch in 
dieser Richtung.

Diese Tatsachen beweisen, daß wir unter den 
Westmächten die stärkste Kraft gegen den Kolo-



nialismus gewesen sind. Innerhalb der asiatischen 
Länder haben wir uns für eine Landreform ein-
gesetzt, die vielleicht die dauerhafteste und 
segensreichste der Reformmaßnahmen General 
MacArthurs ir. Japan gewesen ist. Die Bell Com-
mission forderte eine Landreform auf den Phi-
lippinen, und Präsident Magsaysay versucht, sie 
mit unserer wohlwollenden Unterstützung 
durchzufühen. Wir haben ähnliche politische 
Schritte auf Formosa unterstützt, wie vor 1948 
auch auf dem chinesischen Festlande, und wir 
arbeiten in der gleichen Richtung in Süd-
vietnam.

Auf diese Weise haben wir wohl unsere Weste 
weidlich von imperialistischen Tendenzen ge-
säubert. Obgleich die Republikanische Partei 
jetzt wieder am Ruder ist, kann mein kritisches 
Auge nicht das geringste Anzeichen dafür ent-
decken, das ihre verantwortlichen Führer auf die 
Methoden ihrer Vorgänger zurückzugreifen 
wünschen. Die Sympathie der Amerikaner für 
den Unterlegenen und unser fester Glaube an 
Unabhängigkeit und Selbstregierung haben den 
Sieg über den Geist des Imperialismus davon-
getragen. Die Erkenntnis, daß der Kolonialismus 
sowohl eine finanzielle als auch eine emotio-
nelle Belastung ist, hat seinen Wert sowieso ab-
geschwächt. Wenn es eine Großmacht in der 
Welt gibt, die auf Kolonialismus und Imperia-
lismus verzichtet hat, dann sind es die Vereinig-
ten Staaten.

Die wahren imperialistischen Länder sind 
heute, wie der Ministerpräsident von Ceylon, Sir 
John Kotelawala, so beredt in Bandung darge-
legt hat, natürlich das kommunistische Rußland 
und Rotchina. Rußland hat die ihm im Halbkreis 
vorgelagerten Satelliten versklavt, darunter die 
baltischen Staaten Litauen, Lettland und Estland, 
und Polen, Ostdeutschland, Tschechoslowakei, 
LIngarn, Bulgarien, Rumänien und Albanien. Sie 
werden von insgesamt ungefähr 100 Millionen 
Menschen bewohnt. In jedem einzelnen Lande 
ist die Selbstregierung zertreten und eine bru-
tale Diktatur errichtet worden. Rotchina hat 
Tibet und Nordkorea eingesteckt, hat seine 
Agenten in Nepal und kann den Ton in Nord-
vietnam angeben. Es strebt nach der Kontrolle 
über ganz Südostasien — ein Gebiet, das reich 
an Nahrungsmitteln und natürlichen Reich-
tümern und nicht übervölkert ist. Nach den 
Methoden der chinesischen Kommunisten in 
ihrem eigenen Lande zu urteilen, würde die Art 
ihrer Unterdrückung anderer asiatischer Völker, 
wenn die Kommunisten erst einmal die Herr-
schaft über sie an sich gerissen haben, die Aus-
beutung durch englische, holländische und fran-
zösische Imperialisten in vergangenen Zeiten als 
ein Kinderspiel erscheinen lassen, noch käme es 
etwa zu einer wirklichen Neuverteilung des 
Landes an die Bauern. Vielleicht in den ersten 
Jahren, aber die kommunistische Lehre und Pra-
xis besagen sehr eindeutig, daß die Bauernhöfe 
so schnell wie möglich in Staatskollektiven um-
gewandelt würden. Die Bauern würden dann 
selbst die bescheidene Unabhängigkeit verlieren, 
die sie jetzt besitzen, und eine neue und schreck-

lichere Tyrannei würde einsetzen, unter der sie 
zu Arbeitssklaven des Staates gemacht würden.

Der große Nachteil ist jedoch, daß diese Art 
der politischen und wirtschaftlichen Unter-
drückung in Süd- und Südostasien gar nicht er-
faßt wird, da sie bisher hier noch nie ausgeübt 
worden ist. Wie ein burmesischer Staatsmann zu 
einem meiner Freunde bemerkte, bleibt sie noch 
pure Theorie. Die Vertreibung der Kolonial-
beamten der europäischen Mächte ist wirklich 
und erst in jüngster Zeit erfolgt, haftet daher 
noch klar im Gedächtnis und wird tief empfun-
den. So neigt das keinem Machtblock ange-
hörende Drittel der Welt dazu, sich viel mehr 
über den westlichen als über den kommunisti-
schen Imperialismus zu erregen, und da wir eine 
westliche Macht sind und der weißen Rasse ange-
hören, richtet sich die allgemeine Abneigung * 
auch gegen uns.

Die Situation enthält zwei besondere Ironien. 
Obgleich wir ns selbst vor langer Zeit vom 
Imperialismus befreit haben, werden wir gerne 
als mächtigste westliche Nation für all das ge-

Sind unsere Ziele aggressiv?
Es wird uns zweitens vorgeworfen, wir ras-

selten immer mit dem Säbel, drohten mit der Atom-
bombe und wir und nicht Rußland seien seit 
Ende des zweiten Weltkrieges die Aggressoren 
gewesen.

Ich bin nun der Ansicht, daß die Äußerungen 
von Außenminister Dulles manchmal ungeschickt 
gewesen sind, und daß er bei kritischen Gelegen-
heiten eine drohende Sprache gebraucht hat, zu 
der zu stehen er eigentlich garnicht bereit war. 
Unsere Vergangenheit beweist wirklich ge-
rade das Gegenteil. Wir waren den Russen im 
zweiten Weltkrieg ein guter Verbündeter, ob-
gleich unsere Vertreter mißtrauisch und feind-
selig behandelt worden sind. Wir dürfen über-
zeugt davon.-sein, daß Rußland uns niemals 
Kriegsmaterial und Nachschub im Werte von 11 
Milliarden Dollar, die wir an sie verschwendet 
haben, gegeben hätte, wenn die Rollen vertauscht 
gewesen wären. Wenn wir auch in den von uns 
in Teheran und Jalta eingegangenen Bedin-
gungen etwas zu großzügig gegenüber Rußland 
gewesen sind, so ist doch das Maß der Konzes-
sionen sehr übertrieben worden. Auch sollte die 
Welt nicht vergessen, daß wir nach dem zweiten 
Weltkrieg eine einseitige Abrüstung durchge-
führt haben. Bei Kriegsende hatten wir die mäch-
tigste Streitkraft der Welt, und wir waren zü 
Lande, auf der See. und in der Luft überlegen. 
Innerhalb 18 Monaten jedoch haben wir unsere 
Streitkräfte von 12 500 000 auf 1 500 000 Mann 
abgebaut. Während wir militärisch schwach 
wurden, unterhielt Rußland jedoch eine riesige 
Armee von wenigstens 3 500 000 Mann und 
machte große Fortschritte in der Entwicklung 
seiner Luftstreitkräfte und U-Bootflotte. Wenn 
wir wirklich aggressiv eingestellt gewesen wären, 
würden wir uns nie so verhalten haben, wie wir 
es getan haben: und wenn Rußland eine fried-
liebende Macht gewesen wäre, würde es niemals 
getan haben, was es getan hat.

schmäht. was sich davor ereigne, hat. In Indien 
zum Beispiel versuchen die Inder gerne die Eng-
länder zr entlasten, die das Land so lange unter 
ihrer Kontrolle hielten, und stattdessen uns zu 
verurteilen, die wir sie bestimmt niemals ver-
letzt und ihnen ab und zu tatsächlich eine hel-
fende Hand gereicht haben. Während die so-
genannte farbige Welt aus verständlichen Grün-
den eine Abneigung gegen die Weißen hat, hat 
es die sowjetische Propaganda ironischerweise 
erfolgreich verstanden, die meisten farbigen Völ-
ken vergessen zu lassen, daß die Russen auch 
Weiße sind.

Vielleicht war die unglückselige Verschiebung 
in der öffentlichen Meinung des neutralen und 
bindungslosen Drittels der Welt nicht ganz un-
vermeidbar. Jedoch hätte sie wohl teilweise ab-
gewendet werden können, wenn unsere Regie-
rung sich zu einer schärferen Opposition gegen 
den Kolonialismus entschlossen, wenn unsere 
Diplomaten die asiatischen Nationen rücksichts-
voller und freundlicher behandelt und wir kühn 
die Wahrheit über die wirklichen Tatsachen ver-
breitet hätten.

Man darf nicht vergessen, daß Außenminister 
Byrnes Rußland einen 25jährigen und dann einen 
40jährigen Vertrag angeboten hat. Danach sollte 
Deutschland waffenlos bleiben und somit als eine 
mögliche Bedrohung von Rußlands westlichen 
Grenzen ausgeschaltet werden. Beide Vorschläge 
sind von Rußland abgelehnt worden.

Wir begnügten uns nicht mit diesen entgegen-
kommenden Vorschlägen. Wir haben über sieben 
Zehntel der nach dem Kriege an die Ukraine, 
Weißrußland und Byelorußland gelieferten Hil-
feleistungen aufgebracht und 1947 angeboten, 
den Marshallplan nicht nur auf West- sondern 
auch auf Osteuropa auszudehnen und somit eben-
so gut auf Rußland wie auf England und Frank-
reich. Rußland wies dieses Angebot nicht nur für 
sich selbst zurück, sondern verbot Polen und der 
Tschechoslowakei es anzunehmen, nachdem diese 
Nationen anfänglich ihre Zustimmung gegeben 
hatten. Nicht genug damit, führten die kommu-
nistischen Parteien Europas unter russischer Füh-
rung auch weiterhin ein Oppositions- und Sa-
botageprogramm gegen den Marshall-Plan im 
Westen aus. Rußlands Politik war der Beweis 
dafür, daß es Hunger und Elend in Westeuropa 
einer wirtschaftlichen Erholung vorzog, weil 
dieser Weg seine Chancen vergrößerte, die 
Länder von innen her zu überrennen.

Zu jener Zeit als die Vereinigten Staaten das 
Monopol an Atombomben besaßen, machten wir 
in Form des Baruchplans außerdem das Angebot, 
unsere Vorräte an Atombomben zu zerstören 
und einem Weltpakt beizutreten, keine Bombe 
mehr herzustellen und die Atomenergie aus-
schließlich für friedliche Zwecke gebrauchen. Wir 
machten dieses Angebot jedoch von einer Haupt-
bedingung abhängig, nämlich von der Einrichtung 
eines ausreichenden internationalen Inspektions-
systems, um zu gewährleisten, daß die Zusagen 
eingehalten würden. Das Inspektionssystem ist 
ein wesentlicher Bestandteil jeglicher Abrü-



stungsübereinkommen, wie uns unsere Erfah-
rungen nach dem ersten Weltkrieg mit den ja-
panischen Mandatsinseln im südlichen Pazifik ge-
lehrt haben. Natürlich haben wir angeboten, uns 
selbst einer derartigen Inspektion mit allen an-
deren Ländern zu unterwerfen. Rußland hat sich 
geweigert, diese unerläßliche Vorbedingung an-
zunehmen.

In gleichet Weise hat Rußland jeden aufrich-
tigen Vorschlag für eine internationale Abrü-
stung abgelehnt. Es hat den Gedanken ..einer in-
ternationalen Polizeimacht zu Fall gebracht. Es 
weigerte sich, irgendeine internationale Inspek-
tion zu erlauben. Es hat eine Abrüstung nur auf 
den Sektoren befürwortet, in denen wir stark 
sind, wie zum Beispiel für Atombomben, war 
aber nicht bereit, seine eigenen riesigen Land-
armeen abzubauen.

Die amerikanischen Bemühungen, Rußland zu 
einer Zusammenarbeit zu bewegen, wurden auch 
1947 fortgesetzt. Doch schon lange Zeit davor 
hatte Rußland seine klare Entschlossenheit ge-
zeigt, seinem Aggressionsprogramm zu folgen 
und zu versuchen, zur Weltherrschaft zu gelan-
gen. Während England und wir unserem im 
Kriege gegebenen Versprechen nachkamen, un-
sere Truppen aus Iran zurückzuziehen, weigerte 
sich Rußland lange Zeit und gab schließlich erst 
auf starken Druck hin nach. Die internationalen 
Konferenzen über die Zukunft Italiens, Lingams, 
Österreichs und Deutschlands wurden durch 
zynische sowjetische Sabotage lahmgelegt, wie 
Gouverneur Byrnes sehr gut in seinem Buch 
„Offene Worte“ („Speaking Frankly“) beschrie-
ben hat. Erst kürzlich ist es schließlich zu einem 
Vertrag über Österreich gekommen.

1946 und auch 1947 versuchte Rußland, die 
Kontrolle über die Dardanellenstraße zu erhal-
ten und sich einen starken Stützpunkt an den Kü-
sten des ägäischen und östlichen Mittelmeeres 
zu sichern. Die Türkei wurde tyrannnisiert, und 
eine internationale Revolution wurde in Grie-
chenland vom Zaune gebrochen. Nur durch ame-
rikanische Hilfe für dje konstitutionellen Regie-
rungen konnten diese Länder gerettet werden. 
Es darf besonders erwähnt werden, daß bei der 
Gewährung der Hilfe sorgfältig vermieden wurde, 
die Souveränität der betreffenden Nationen oder 
ihrer Regierungen anzutasten.

1948 errichtete Rußland die Berliner Blockade, 
ein vergeblicher Versuch, Westberlin durch Aus-
hungerung zur Unterwerfung zu zwingen. An-
statt Panzer zu schicken, um die Autobahn vom 
Westen nach Berlin aufzubrechen, wie wir zu tun 
berechtigt gewesen wären, haben wir die Luft-
brücke eingerichtet. Sie war ein Erfolg, aber nur 
unter hohen Kosten zu unseren Lasten.

Dann kam 1950 die kommunistische Invasion 
in Südkorea. Während sie zwar nominell von den 
Nordkoreaner durchgeführt wurde, war es ganz 
klar, daß der Antrieb von den Russen ausgegan-
gen war, die den Angreifern, erst den Koreanern 
und später den Chinesen, Nachschub, Ausrü-
stung, Artillerie, Flugzeuge und Techniker zur 
Verfügung gestellt haben.

AIs sich die kommunistischen Streitkräfte im 
Juni 1951 auf dem Rückzug befanden und wir 
sie vermutlich bis zur Landenge der Halbinsel 
hätten zurücktreiben können, machten die Rus-
sen ein Waffenstillstandsangebot, auf das wir 
vertrauensvoll eingingen. Es stellte sich als pure 
Farce heraus, aber wir standen die Sache durch 
und willigten schließlich in einen Waffenstill-
stand ein, der den Kommunisten erlaubte, Flug-
plätze bis an den 3 8. Breitengrad zu bauen, und 
der die Chinesen nicht daran hinderte, an an-
derer Stelle ihre Offensive wieder aufzunehmen, 
was sie denn auch sofort taten, indem sie nun 
ihre Unterstützung Ho Chi Minh in Nordvietnam 
zukommen ließen. In Genf haben wir in die 
Übergabe dieses Gebietes an die Kommunisten 
eingewilligt, wodurch ganz Südvietnam ihrer 
Propaganda zugänglich gemacht worden ist.

Die derzeitige Regierung hat manchmal eine 
„harte Sprache“ geführt, so wenn Dulles von 
einer „massiven Wiedervergeltung“ und Vize-
präsident Nixon von einer Entsendung ameri-
kanischer Truppen gesprochen haben, um den 
Franzosen bei der Verteidigung von Indochina 
und Dien Bien Phu zu helfen. Aber wenn es 
darauf ankam, hat sie immer vor der Gewaltan-

Drittens wird 
äußerst rassebewußt und 
Anklage übertreibt grob in den Einzelheiten, aber 
sie rührt nichtsdestoweniger an unsere schlimmste 
nationale Sünde. Die kommunistischen Agitato-
ren im Orient geben sich alle Mühe, ein schreck-
liches Bild von der Unterdrückung der Neger zu 
zeichnen. Sie möchten gerne glauben machen, 
daß blutige Lynchgerichte tagtäglich in den Ver-
einigten Staaten vorkommen und daß sich in un-
serem Lande nur die einzige Frage erhebt, ob 
man die Neger besser hängt oder lieber auf dem 
Rost bratet.

Es stimmt, daß vor 40 Jahren unser Lynch-
rekord schändlich gewesen ist — der Jahresdurch-
schnitt für die 6 Jahre von 1919—1925 lag bei 
63,6. Vor 30 Jahren sah es noch übel genug aus, 
denn der jährliche Durchschnitt betrug 41,4. Im 
letzten Jahrzehnt jedoch ist das Lynchen fast 
ganz verschwunden. Der Durchschnitt für 1946 
bis 1951 belief sich auf nur 2,4, und in den letz-
ten drei Jahren ist gar keine Lynchjustiz mehr 
vorgekommen.

Während die schrecklichen Begebenheiten im-
mer mehr verblassen, hält das Getöse der kom-
munistischen Propaganda den Topf am Kochen.

Idi will keine Verteidigungsrede für unsere 
Behandlung der Neger halten, die ich zusammen 
mit den Elendsvierteln in unseren Großstädten 
für den schlimmsten Schandfleck unserer Zi-
vilisation halte. Aber auch bei strenger Kritik 
sollte nicht vergessen werden, daß das uns ge-
stellte Problem, einen Ausgleich zwischen den 
rassischen Verschiedenheiten zu finden, das 
größte gewesen ist, das in dieser Art je in der 
Geschichte zu bewältigen war, und daß wir Jahr 
für Jahr immer besser damit fertig zu werden 
verstehen.

wendung zurückgeschreckt. Tatsächlich behaup-
ten die Rotchinesen, wir seien „Papiertiger“. Wie 
man dieses Argument mit den anderen kommu-
nistischen Behauptungen vereinen kann, wir 
seien ein blutdürstiger Aggressor, das weiß ich 
nicht. Doch grobe Widersprüche haben die kom-
munistische Propaganda noch niemals gestört.

Deshalb glaube ich, daß der Regierung der Vor-
wurf, aggressiv, geschweige denn ein .Aggressor 
zu sein, nicht gemacht werden kann. Um einen 
politischen Vorteil über uns Demokraten zu er-
zielen, bedient sich die Regierung manchmal nRcht 
stichhaltiger Argumente oder weicht von der 
Wahrheit ab, so wenn der Präsident erklärt, wir 
hätten die Kommunisten vor Tschiang Kai-schek 
geschützt, und er habe die 7. Flotte angewiesen, 
sie nun nicht länger mehr zu schützen. Dieses 
sogenannte „Loslassen Tschiangs“, veranlaßte un-
sere Regierung Tschiang zu helfen, die Tachen-
Inseln, Quemoy und Matsu als Stützpunkte für 
eine Invasion des Festlandes zu befestigen. Die 
Folgen dieser unbegründeten Ermutigung haben 
unserem Prestige in Asien geschadet. Aber die 
Art und Weise, in der die Regierung im kriti-
schen Zeitpunkt nachgegeben hat, beweist, daß 
ihre Ziele grundsätzlich nicht aggressiv sind.

zu den europäischen 
Ländern, die es im Laufe der Jahrhunderte zu 
einer rassisch und kulturell weitgehend einheit-
lichen Bevölkerung gebracht haben, sind die 
Amerikaner das buntest zusammengewürfelte 
Volk der Welt. Unsere Großstädte, vor allem 
New York und Chicago, sind aus einer in der 
Geschichte bisher unbekannten Rassenvielfalt 
zusammengesetzt. Tatsächlich haben europäische 
Beobachter der amerikanischen Kultur prophe-
zeit, diese Vielfalt würde unser Untergang sein 
und wir würden, von bitterem rassischen Anta-
gonismus zerrissen, bei einem Zusammenstoß 
mit der Außenwelt zusammenbrechen. Diese 
Prophezeiung erwies sich als falsch. Nach zwei 
Weltkriegen ist unsere Einheit eher größer als 
geringer und unsere rassischen Spannungen eher 
geringer als stärker geworden. Zum Beispiel, 
der Antisemitismus ist in bemerkenswerter Weise 
während des letzten Jahrzehnts zurückgegangen, 
und die über 6 Millionen amerikanischen Juden 
sind in einem vermutlich sonst nirgendwo über-
troffenen Grade der Gleichberechtigung in das 
amerikanische Leben eingegliedert worden.

Aber die 15 Millionen Neger und die über 12 
Millionen mexikanischer Amerikaner im Süd-

- westen haben wirkliche Nachteile zu erdulden. 
Niemand kann oder sollte das abstreiten, noch 
etwa entschuldigen. Diese Menschen leiden unter 
Armut, schlechtem Gesundheitszustand, schlech-
ten Wohn- und Schulverhältnissen. In weiten 
Landstrecken scheuen sie sich zu wählen oder 
einen wirklichen Anteil am bürgerlichen Leben 
zu nehmen. Auch in der Arbeit sind sie einer 
gewissen Diskriminierung unterworfen. Doch 
sollten sich andere Nationen fragen, ob ihre Ver-
gangenheit wesentlich besser ist. Das „tu quoque 
(„auch Du“)-Argument an sich ist nicht aus-
reichend, aber es darf hier angeführt werden, um 



zu zeigen, daß wir es hier mit einer menschlichen 
Schwäche zu tun haben, der nicht nur die Ame-
rikaner unterliegen, und die wir alle in Demut 
diskutieren sollten. Wenn die Aussicht auf den 
Zustrom von einigen tausend Jamaica-Arbeitern 
schon ausgereicht hat, den Zorn eines großen 
Teils der englischen Arbeiterschaft hervorzuru-
fen, wie würde diese wohl reagieren, wenn, wie 
bei uns, ein Zehnte] ihrer Bevölkerung plötzlich 
aus Negern bestände. Und würden die englischen 
Arbeiter gleichmütig die Zuwanderung von jähr-
lich mehreren hunderttausend Negern in ihre 
Industriezentren mit ansehen, wie es bei uns der 
Fall ist? Wenn andere Länder sich in der Rassen-
frage besser als wir verhalten, dann wohl oft nur 
in erster Linie dank der Tatsache, daß ihre Be-
völkerung nur wenige Angehörige völlig anders 
gearteter Rassen aufzuweisen hat. Das Verhal-
ten europäischer Soldaten, Beamten, Pflanzer, 
und Geschäftsleute in Afrika und Asien stützt 
in nichts die These, sie seien in der Rassenfrage 
zivilisierter als wir. Jedoch ist dies nur ein 
schlechter Trost, denn wenn wir nicht alle im 
Westen unsere grundsätzliche Einstellung und 
Haltung gegenüber den schwarzen, braunen und 
gelben Menschen schnell und umfassend bessern, 
dann besteht die Gefahr, daß sich das gegen-
wärtig noch neutrale Drittel der Welt unseren 
Feinden zugesellt.

Die Verhältnisse haben sich gebessert
Seit einigen Jahren haben sich die Verhält-

nisse in den Vereinigten Staaten wirklich ge-
bessert. Erstens hat sich eine fast vollständige 
Integration der Rassen in allen Waffengattungen 
durchgesetzt. Es gibt keine geschlossenen Neger-
bataillone und -Regimenter mehr, sondern 
Schwarze und Weiße werden jetzt in den glei-
chen Schwadronen und Zügen in Armee und 
Marine eingesetzt. Eine gleiche Integration gibt 
es bei der Flotte und der Luftwaffe. Ursprüng-
lich war befürchtet worden, ein derart enges Zu-
sammenleben von jungen, heißblütigen und so 
verschiedenartigen Rassen würde zu Unstimmig-
keiten und Gewalttaten führen. Aber die Be-
fürchtung war grundlos. Die Neuerung wurde 
mit relativer Ruhe hingenommen, und die Be-
richte zuständiger Feldkommandeure bezeugen, 
daß die gesamte Kampfkraft der Heeresgruppen 
zugenommen hat.

Auch auf politischem Felde haben wir große 
Fortschritte gemacht. Im Norden und im Mittel-
westen hat die politische Macht der Neger zu-
genommen. Sie sind zu einem wichtigen Faktor 
in wenigstens einem Dutzend Staaten nördlich 
der Mason- und Dixonlinie geworden. Sie spielen 
sehr oft als Stadträte immer wichtigere Rollen in 
den örtlichen Regierungsstellen, und sogar der 
Präsident Manhattans kommt aus ihren Reihen. 
Viele Gesetzgeber sind Neger, wie auch drei 
Mitglieder des Kongresses. Einer der geachtesten 
Richter auf der Regierungsbank ist ein Neger.

Südlich der Mason- und Dixon-Linie sind die 
Ereignisse auch in Fluß gekommen. In den 
Städten, die an der nördlichen Grenze liegen, ist 
es eher die Regel als die Ausnahme, daß der Ne-
ger zur Wahl geht. In'Städten wie Atlanta und

Es wäre auch nicht aufrichtig, völlig zu ver-
schweigen, daß unsere indischen Freunde, die oft 
schnell bei der Hand sind, Symptome amerika-
nischen Rassenbewußtseins anzuprangern, einem 
Volke angehören, das während der separatisti-
schen Aufstände 1947 am Gemetzel von mehre-
ren Millionen Mohammedanern und Hindus be-
teiligt war. Indien hat außerdem das grausame 
Kastensystem aufrechterhalten, unter dem meh-
rere zehn Millionen Menschen schlechter als 
Tiere behandelt werden. Sozialbewußte Inder 
mißbilligen diese Zustände, und Indien bemüht 
sich aufrichtig um eine Änderung. Aber sie er-
fordert Zeit und Mühe, gerade so wie es Zeit 
und Mühe erfordert, die Diskriminierungen in 
unserem Lande zu beenden.

Ich will nicht bei dem inneren Rassenhaß ver-
weilen, der anderen Orts in Asien schwelt. Die 
Rivalität und Bitterkeit zwischen Maiayen und 
Chinesen, zwischen Chinesen und Japanern, zwi-
schen Chinesen und Koreanern, zwischen Japa-
nern und Koreanern und so weiter sind ein Be-
weis dafür, daß es den meisten Völkern, selbst 
denjenigen, die unter der Last der Diskriminie-
rung gelitten haben, schwer fällt, freundlich oder 
auch nur gerecht zu ganz Verschiedengearteten 
zu sein.

New Orleans nimmt der Wahlgang der Neger 
ständig zu. Durch die Stimmen der Weißen ist 
in Atlanta kürzlich ein angesehener Neger in den 
Erziehungsausschuß gewählt worden. In den Ge-
bieten jedoch, in denen die Schwarzen die über-
wältigende Mehrheit besitzen, wie in den Küsten-
gebieten von Südkorolina und Georgia und in 
den Deltagebieten des Mississippi, dürfen prak-
tisch nur die Weißen wählen. Im allgemeinen 
nehmen die Schwarzen in den vorwiegend bäuer-
lichen Landstrichen nur geringen Anteil an der 
Politik. Aber wir haben einen, weiten Weg zu-
rückgelegt vom totalen Wahlentzug für Neger 
vor dreißig Jahren. Da sich im Süden ein Zwei-
parteiensystem zu entwickeln scheint, wird die 
Rivalität die Parteien dazu treiben, sich in immer 
stärkerem Maße um die Negerstimmen zu be-
mühen, und das wird die Entwicklung stark vor-
antreiben.

Große Fortschritte sind auch auf dem Arbeits-
markt erzielt worden. Der allgemeine Mangel an 
Arbeitskräften von 1940 an öffnete den Negern 
viele Arbeitsmöglichkeiten, und sie haben dann 
15 Jahre lang eine bisher noch nicht dagewesene 
gute Zeit genießen können. Dadurch haben sie 
ihre Wohnungen verbessern und ihre Erziehung 
heben können. Während die Bemühungen um 
ein angemessenes Bundesarbeitsgesetz an der 
Macht der Senatoren aus dem; Süden gescheitert 
sind, eine solche Maßnahme durch endlose De-
batten lahmlegen zu können, gibt es ein Dutzend 
Staaten und eine große Anzahl Städte, die ent-
sprechende Gesetze und Vorschriften erlassen 
haben. Diskriminierung ist, wenn auch nicht sel-
ten, so doch im ganzen Norden und Westen in 
die Defensive gedrängt worden. Eines der ermu-

tigendsten Ereignisse in den letzten Jahren ist 
die Art und Weise gewesen, in der Ralph Bunche 
zu verdienten Ehren gekommen ist. Schließlich 
hat eine ganze Anzahl amerikanischer Universi-
täten ihm Ehrentitel verliehen und damit den 
Wunsch ausgedrückt, an seiner Rasse die Miß-
achtung und die Fehler der Vergangenheit zu 
sühnen.

Die sogenannten Einschränkungsklauseln für 
den Grunderwerb (restrictive real estate coven-
ants) haben ihre bindende Kraft bei Entschei-
dungen des Obersten Gerichtes der Vereinigten 
Staaten verloren mit dem Erfolg, daß die wohl-
habenderen Neger ihre alten Ghettos verlassen 
und sich Häuser in den außerhalb liegenden Stadt-
teilen der großen nördlichen und westlichen 
Städte gekauft haben. Dieser Vorgang ist mit 
dem Auszug der Juden Westeuropas aus ihren 
Ghettos und ihrer Integration in die Gesellschaft 
als Ergebnis des befreienden Einflusses der fran-
zösischen Revolution zu vergleichen.

Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes, 
die Rassentrennung in den Schulen aufzuheben, 
war natürlich der größte Schritt vorwärts in dieser 
Richtung. Der Gerichtshof entschied einstimmig, 
daß jegliche Rassentrennung dieser Art eine Ver-
letzung der Bestimmung im 14. Abänderungs-
antrag darstellt, die jedem Bürger „den gleichen 
Gesetzesschutz“ zusichert.

In früheren Entscheidungen hatte der Gerichts-
hof bestimmt daß die einzelnen Bundesstaaten 
für gleiche Erziehungsmöglichkeiten Sorge tra-
gen müssen. Dadurch wurden den Negerstuden-
ten die Hoch- und Berufsschulen in einer Anzahl 
Universitäten der Südstaaten geöffnet. Es gab 
keine mißliebigen Zwischenfälle, und das Ex-
periment wurde allgemein als ein Erfolg bezeich-
net. Diese Entscheidungen veranlaßten die Süd-
staaten, ein ausgedehntes Schulbauprogramm in 
Angriff zu nehmen, um das Niveau der den Ne-
gern zur Verfügung stehenden Erziehungsmittel 
zu heben, damit der Süden dann umso besser seine 
Doktrin von den „getrennten aber gleichen“ 
Möglichkeiten vertreten konnte.

1954 aber machte der Oberste Gerichtshof in 
einer einstimmigen Entscheidung auch dieses Ar-
gument zunichte. Der Gerichtshof entschied, ge-
trennte Erziehungsmöglichkeiten wären der in-
neren Natur nach ungleich, denn sie erweckten 
in der Rasse mit dem geringeren sozialen Status 
das Gefühl, etwas Minderes zu sein und erzeug-
ten daher bei den meisten ihrer Angehörigen 
einen Inferioritätskomplex, der sie bei ihrem 
späterem Lebenskampf benachteiligte. Ich per-
sönlich halte diese Entscheidung für den wich-
tigsten Schritt nach vorwärts seit der Emanzipa-
tionserklärung und dem folgenden 13. Abän-
derungsantrag, der die Abschaffung der Sklaverei 
in eine feste Form gegossen hat. Der Oberste Ge-
richtshof entschied weise, daß er die Art und 
Weise, wie das Programm der Integration auszu-
führen sei, einer späteren Entscheidung vorbe-
halte, und forderte die Staaten auf, entsprechende 
Pläne zu unterbreiten. Argumente zu diesen 
speziellen Fragen sind angehört worden.

Die gerichtliche Entscheidung hatte tiefe Wir-
kungen in den Grenzstaaten Maryland, Dela-
ware, Missouri und Kentucky und in den nörd-



liehen Städten, wo die Rassentrennung noch ge-
handhabt worden war. Sie führte auch zur Auf-
hebung der Rassentrennung in einer beträcht-
lichen Anzahl südlicher Gemeinden, wo der Pro-
zentsatz der Neger nicht groß ist. Sie war bis 
jetzt im Grunde genommen wirkungslos in dem 
sogenannten Schwarzen Gürtel des Südens. Aber 
wenn es auch in diesen Gebieten noch zu Miß-
stimmungen kommen kann, ist es kaum zweifel-
haft, daß die Rassentrennung in den Schulen all-
mählich verschwinden wird.

In kurzer Zeit werden die Vertreter des Ras-
senprinzips in den Vereinigten Staaten nur noch 
Nachhutgefechte liefern. Die öffentliche Mei-
nung bewegt sich, wie der Kongreßabgeordnete 

Powell in Bandung bezeugte, in Richtung auf 
eine vollkommenere Demokratie hin, in der 
Männern und Frauen größere Möglichkeiten ge-
geben und sie nach ihren Verdiensten beurteilt 
werden ohne Ansehen der Rasse oder Religion. 
In wenigen Jahren ist geleistet worden, was nach 
Ansicht Vieler Jahrzehnte beanspruchen würde.

Im ganzen genommen, habe ich daher den Ein-
druck, daß die Vereinigten Staaten in den wich-
tigsten Fragen, deretwegen sie oft angegriffen 
werden, der Welt mit verhältnismäßig sauberen 
Händen gegenübertreten. In unseren Bemühun-
gen, die Kräfte der Demokratie in der Welt zu 
stärken und der Ausbreitung des drückenden und 
totalitären Kommunismus Einhalt zu gebieten, 
setzen wir nur die Prinzipien in die Tat um, von 

denen Amerika träumt, und die wir nicht ohne 
Erfolg im Gefüge unseres eigenen Lebens und un-
serer Institutionen zu verwirklichen suchen.
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